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INFO 
Mil Namen ue/eiehmte Arlikrl neben die persönliche Meinung des Verlassen Mieder. Nachdruck aller Ue Kraut 
nur nach Kückspraehe mit der Kedaklion. ..Der tiründunRsauswhull für die I niversiial Oldenburg, das Kun/H und 
der Senat der Universität Oldenhuru haben einstimmig beschlossen, dali die t nivtrsttal Oldenburg den Kamen 
Carl-von-Ossiet/k>-liniversilät führi. Die l ninrsiial bedauert, dalt ihr die ofTi/icHc luhrunu dieses Namens 
bisher nicht Kcstalicl ist." 

Kulturrummel 
in der Uni 
Der Allgemeine Studentenaus­
schuß (AStA) und das Studenten­
werk Oldenburg veranstalten am 
11. Juni einen Kulturrummel auf 
dem Unigelände, in der Aula, in 
den Hörsälen B und F, in den Flu­
ren und Freiflächen. Die Veran­
staltung beginnt um 18.00, der 
Eintritt beträgt fünf Mark. 
Der Kulturrummel setzt sich aus 
einem offenen und einem festen 
Programm zusammen. Im festen 
Programm spielt um 21.00 das 
Kabarett Händel und Greuel zur 
Thematik Frieden, um 23.00 tritt 
die „Delta Blues Band" aus dem 
Münsterland auf und ab 1.00 
kommt der „Geiersturzflug" mit 
Reggae aus dem Ruhrgebiet. 
Parallel lauten folgende Veran­
staltungen: Beton tötet. Dia-Vor­
trag zur bebauten Beton-Umwelt, 
Schattentheater Münster zum 
Thema „Neonazismus, Frieden", 
das Gittarrenduo Sequoia mit 
sensibeler Musik zum Träumen. 
Eine größere und eine kleinere 
Jazzgruppe des Fachbereichs Mu­
sik ergänzen das Programm. 
Wer außerdem Lust hat, Musik zu 
machen, Theater zu spielen oder 
zu fotografieren, kann selbst aktiv 
werden. Es besteht auch die Mög­
lichkeit, Straßenmusik und -thea-
ter zu spielen. Zudem plant der 
AStA, einen Kreativitätsmarkt 
auf die Beine zu stellen. 

Niederlandistik als 
Ergänzungsstudiengang 
Wintersemester 82/83 Aufnahme des Studienbetriebs 

Rechenschaftsbericht 
des Präsidenten liegt vor 
Der Rechenschaftsbericht des Präsi­
denten für die Zeit vom 1. Oktober 
1981 bis zum 30. September 1981 
liegt jetzt in Form einer Broschüre 
vor. Er enthält neben den Ausfüh­
rungen des Präsidenten Berichte der 
Fachbereiche und der Zentralen Ein­
richtungen. In der Konzilssitzung am 
16. Juni soll er diskutiert werden. 

Der Einrichtung eines Ergänzungs­
studienganges Niederlandistik hat 
der Niedersächsische Wissenschafts­
minister auf Antrag der Universität 
Oldenburg zugestimmt. Für diesen 
neuen Studiengang können sich 
Gymnasiallehrer mit 1. Staatsex­
amen ab Wintersemester 1982/83 
einschreiben. Allerdings wird die 
Universität keine neuen Niederlan-
distik-Stellen erhalten. Der Minister 
stellte der Hochschule lediglich an-
heim, eine Stelle aus dem Fach Angli­
stik umzuwidmen. 
Die Universität Oldenburg ist die ein­
zige Hochschule in Niedersachsen, 
an der eine Professur für Nieder­
landistik (C 4) mit dem Ziel einge­
richtet wurde, der Intensivierung wis­
senschaftlicher und kultureller Kon­
takte und Austauschbeziehungen im 
deutsch-niederländischen Grenz­
raum neue Impulse zu geben. Eine 
wichtige Voraussetzung fürdie Erfül­
lung dieser u.a. in bilateralen Ab­
kommen zwischen der Bundesrepu­
blik und den Niederlanden formu­
lierten Aufgaben ist die Erhöhung 
des Potentials an niederländischen 
Sprachkenntnissen sowie an Kennt­
nissen über die Kultur und Gesell­
schaft des Nachbarstaates. 
Nach Auffassung der Universität 
dürften sich diese Ziele vor allen Din­
gen durch ein entsprechendes Wahl­
angebot in den weiterführenden 
Schulen West- und Nordwest-Nie­
dersachsens realisieren lassen. Dafür 
seien jedoch entsprechend ausgebil­
dete Lehrer notwendig. Ausbildungs­
möglichkeiten bestehen dafür außer 
in Oldenburg lediglich noch an den 
Universitäten in Münster und Köln, 
wo sich Studenten grundständig als 
Niederlandistiklehrer für Gymnasien 
und Realschulen ausbilden lassen 
können. 

Der Oldenburger Niederlandist Pro­
fessor Dr. Francis Bulhof rechnet fest 
damit, daß der Studiengang von Stu­
denten angenommen wird. Schon 
jetzt würden die angebotenen Sprach­
kurse eines Lehrbeauftragten und die 
Seminare in diesem Fach sehr gut be­
sucht, obwohl sie bisher in keinem 
Studiengang integriert seien und die 
Teilnahme allein auf freiwilliger Ba­
sis beruhe, erklärte er. 
Der neue Ergänzungsstudiengang 
soll vier Semester mit insgesamt 48 
Wochenstunden umfassen, wovon 
etwa ein Drittel der sprachprakti­
schen Ausbildung dienen werden. 
Zwei Drittel der Wochenstunden ent­
fallen zu etwa gleichen Teilen auf das 
Studium in den Bereichen Literatur­
wissenschaft, Landeskunde. Sprach­
wissenschaft und Fachdidaktik, gh 

Jura-Studiengang: 
Prinzipielles Ja? 

.aber nicht genügend Stellen? 
Der Oldenburger Bürgermeister Dr. 
Heinrich Niewerth hat in einem Brief 
an Ministerpräsident Dr. Ernst Alb­
recht daraufgedrängt, die Entschei­
dung über die Einrichtung eines Ju­
ra-Studienganges jetzt zu treffen. An­
laß des Schreibens war eine Meldung 
aus der NWZ, die sich auf Aussagen 
hoher Regierungskreise beruft. Da­
nach scheint ein prinzipielles Ja zum 
Jura-Studiengang in Oldenburg 
möglich - allerdings unter der Maß­
gabe, daß keine neuen Stellen im Nie­
dersächsischen Haushalt geschaffen 
werden müssen. Vielmehr sollen die 
von der Landesregierung für nötig 

gehaltenen 59 Stellen aus der Univer­
sität selbst und aus dem Jura-Fach­
bereich in Hannover kommen, für 
den angesichts der Umstellung von 
einphasiger auf die zweiphasige Juri­
stenausbildung Stellen frei würden. 
Ein weiteres Planspiel deutet darauf 
hin, daß die Universität die Stellen 
allein erwirtschaften soll {siehe S. 7). 
Die Hochschulleitung hat bisher zu­
rückhaltend auf die zum Teil wider­
sprüchlichen Informationen aus 
Hannover reagiert und erklärt, die 
Hochschule sei nur in einem sehr be­
scheidenen Umfang in der Lage, Stel­
len zu erwirtschaften. 

„Der notwendige Ausbau des Fächerspektrums darf 
nicht zu Lasten bestehender Studiengänge geschehen" 
Mit einer scharfen Kritik an der 
Sparpolitik der Landesregierung en­
dete am vergangenen Mittwoch eine 
Informationsveranstaltung in der 
zum Schluß nur noch schwach be­
setzten Aula. Eine von der Linken 
Liste und vom Bund demokratischer 
Wissenschaftler (BdWi) eingebrach­
te Resolution wurde einstimmig an­
genommen. Nach Vorstellung der 
beiden Gruppierungen soll eine Ar­
beitsgruppe bis zur nächsten Senats-
sitzung Aktionsvorschläge zur Ab­
wehr der Sparmaßnahmen der Lan­
desregierung erarbeiten. Die Resolu­
tion im Wortlaut: 

Mittelkürzungen und Stellenstrei-
chungen können nicht weiter hinge­
nommen werden. Das ist die Praxis 
der Landesregierung: 
- Abzug von Haushaltsmitteln durch 
die Stellenbesetzungssperren 
- Kürzung von Haushaltsmitteln 
- Streichung der Ausbaumitlei für die 
Bibliothek 
• keine neuen Stellen für den Betrieb 
des Neubaus am Uhlhomsweg 
- Streichung von acht vorhandenen 
Stellen etc. etc. 

Und so sieht die Situation in der Uni­
versität aus: 
- Lehrangebot wird lahmgelegt, weil 
die räumlichen und sächlichen Bedin­
gungen unzumutbar sind 
- wichtige Aufgaben werden mangel­
haft wahrgenommen, weil zu wenig 
Personal da ist 
- Studenten können nur einge­
schränkt studieren, weil sie weniger 
gefördert werden und deshalb jobben 
müssen etc. etc. 

Damit ist ein ordnungsgemäßer 
Lehr- und Forschungsbetrieb nicht 
mehr möglich! Die Landesregierung 
gibt Parolen aus zum „Konsolidie­
ren" und will damit den Eindruck er­
wecken, die Punktionsfähigkeit der 
Hochschulen bleibe gewahrt, obwohl 
eben gespart werden müsse. Das ist 
Augenwischerci! 

Die Aufgaben von Forschung und 
Lehre für die langfristige demokrati­
sche Entwicklung unseres Landes' 
werden keineswegs ausreichend 
wahrgenommen: wer die Zahl der 
Ausbildungsplätze nicht erhöht, wer 
BAFöG kürzt und Arbeitnehmerkin­
dern die Hochschule verschließt, wer 

den wissenschaftlichen Nachwuchs 
zur Arbeitslosigkeit verurteilt, der 
legt jetzt die l:ntwicklungsmögtich-
keiten lahm, die wir an qualifizierter 
Ausbildung in Schule. Beruf und 
Hochschule und an Wissenschaft im 
Dienste des sozialen Fortschritts für 
die Zukunft benötigen. 
Gegen diese scheinheilige und arbeit­
nehmerfeindliche Politik der Landes­
regierung müssen wir uns wehren! 
- Mittelkürzungen und Stellenstrei­
chungen sind nicht vereinbar mit der 
Förderung der Hochschulorte im 
Nordwest räum. 
- Der notwendige Ausbau des Fächer­
spektrums der Universität darf nicht 
zu Lasten der bestehenden und z. T. 
sowieso schon kleinen Studiengänge 
geschehen. 

- Die Arbeitsfähigkeit der Universi­
tät ist insbesondere über eine qualifi­
zierte Infrastruktur zu fördern und 
abzusichern. 
Wir fordern daher: 
I. unverzügliche Bereitstellung der 
Stellen, die für den Neubau erforder­
lich sind. 

2. Fächer-Erweiterung mit entspre­
chenden neuen Stellen. 
3. Fortführung der Finanzierung der 
Bibliothek. 
4. Rücknahme der Streichung von 
acht Planstellen. 
Von der Universitätsleitung erwarten 
wir: 
- keine Stellenstreichung, kein Kon­
zept des Ausbaus bzw. der „Konsoli­
dierung" durch interne Umschich­
tung 
- gemeinsames Handeln aller nieder­
sächsischen Hochschuten gegen diese 
reaktionären bildungspolitischen 
Pläne. 
Um ein gemeinsames Handeln aller 
Angehörigen der Hochschule für die 
Umsetzung der oben genannten For­
derungen zu erreichen, wird eine Ar­
beitsgruppe (A G) gebildet, die bis zur 
nächsten Senatssitzung am 9. Juni 
1982 Aktionsvorschläge zur Abwehr 
der sogenannten „Sparmaßnahmen" 
der niedersächsischen Landesregie­
rung entwickelt. Hierbei bezieht sie 
insbesondere die Vorschläge der 
Fachschaft Sport zur konstituieren­
den Sitzung des niedersächsischen 
Landtags am 33. Juni 1982 ein. 

Diskussion 
mit John Cage 
John Cage. einer der bedeutendsten 
Komponisten dieses Jahrhunderts, 
hat zum Abschluß seiner dreiwöchi­
gen Europa-Tournee mit Studenten 
und Lehrenden in der Universität Ol­
denburg diskutiert. Cage, Jahrgang 
1912, gilt als Vater der musikalischen 
Avantgarde, Er versuchte und ver­
sucht, Musik nicht nur hörbar, son­
dern auch durch Aktionen auf der 
Bühne „sichtbar" zu machen. Dabei 
geht es ihm darum, von der Klassik 
her die Grenzen der Musik weiter zu 
stecken - besonders im Hinblick auf 
das Instrumentarium. Berühmt ist 
sein 1932 mit Materialien „präparier­
tes Klavier" geworden. Mit den Ol­
denburger Studenten unterhielt sich 
Cage nicht nur über seine jüngste Ur­
aufführung in Bremen „A house füll 
of music", eine Komposition für 800 
musizierende Kinder, sondern auch -
wie es ein Teilnehmer der Veranstal­
tung formulierte - über „Zen, Gott, 
die Musik und die Welt". Die Piani­
stin und Musikpädagogin Gertrud 
Meyer-Denkmann (Bild), seit Grün­
dung der Universität Lehrbeauftrag­
te, übersetzte und leitete die bisweilen 
sehr lebhafte Diskussion. Sie hatte 
den rüstigen 70er zum zweiten Mal 
nach Oldenburg geholt. Frau Meyer-
Denkmann unterhält seit 1958 enge 
Kontakte mit Cage. 1963 führte sie 
zusammen mit dem Komponisten in 
Oldenburg ein Konzert auf, das inter­
national großes Aufsehen erregte. 

Vizepräsidenten 
Auf der am 16. Juni 1982 stattfinden­
den Konzilssitzung werden die bei­
den Vizepräsidenten neu gewählt. 
Die Amtszeit dauert zwei Jahre. 
Noch ist nicht völlig klar, wer für die 
Amter kandidiert. 

Polen-Resolution 
Der Wissenschaftsminister hat die 
vom Konzil der Universität verab­
schiedete Resolution zur Machtüber­
nahme des Militärs in Polen bean­
standet, weil er darin die Wahrneh­
mung des politischen Mandats eines 
Gremiums der Universität sieht. 



Was leistet die Z-Prüfung zur 
sozialen Öffnung der Hochschulen? 
Erster Bericht des Projekts „Studienerfahrungen und Studienerfolg von Berufstätigen ohne Reifezeugnis" 

Diplomstudenten: 

Leistungsnachweise vor 
1. Oktober abschließen 

Seit etwa einem Jahr läuft an der Uni­
versität Oldenburg ein Forschungs­
projekt mit dem Titel „Studienerfah­
rungen und Studienerfolg von Be­
rufstätigen ohne Reifezeugnis in Nie­
dersachsen". Das Projekt beschäftigt 
sich mit dem Hochschulzugang und 
dem Studium von Absolventen der 
Z-Prüfung an niedersächsischen 
Hochschulen. Aus ihm ist jetzt ein 
erster Untersuchungsbericht hervor­
gegangen, der eine Auswertung der 
amtlichen Studentenstatistik für alle 
wissenschaftlichen Hochschulen in 
Niedersachsen unter dem Gesichts­
punkt der Durchlässigkeit oder Ex­
klusivität des Hochschulzugangs ent­
hält. 
Bislang gab es in Niedersachsen keine 
genauen und zuverlässigen Angaben 
über die Zahl und die Verteilung von 
Studierenden, die ihre Studienbe­
rechtigung über die Zulassungsprü­
fung erworben haben. So konnte in 
der bildungspolitischen Diskussion 
über die Öffnung des Hochschulzu­
gangs (auch für Nichtabiturienten) 
häufig nur mit fiktiven oder pauscha­
len Zahlen argumentiert werden, die 
in vielen Fällen ein falsches Bild ver­
mittelten. 
Im Sommersemester 1980 waren an 
den wissenschaftlichen Hochschulen 
in Niedersachsen insgesamt 3.130 
Studierende immatrikuliert, die ihre 
Zulassungsberechtigung über die Z-
Prüfung erworben haben. Das ent­
spricht einem prozentualen Anteil 
von 4,8 Prozent. Damit ist die Z-
Prüfung in Niedersachsen quantita­
tiv der zweitwichtigste Weg in ein 
Hochschulstudium geworden - wich­
tiger als der Zugang über das Abend­
gymnasium bzw. Kolleg (3,4 Pro­
zent) oder über die Fachhochschule 
(3,6 Prozent). An der eindeutigen 
Dominanz des Abiturs in den ver­
schiedenen Formen des „Tagesgym­
nasiums" (86 Prozent) kann aber kein 
Zweifel bestehen. 
Hinter diesen Durchschnittswerten 
für Niedersachsen verbergen sich al­
lerdings z.T. erhebliche Differenzen 
zwischen den einzelnen Hochschulen 
und ihren Studienfächern. So gibt es 
auf der einen Seite Hochschulen mit 
einem sehr hohen Anteil von Absol­
venten der Z-Prüfung (wie z.B. Lüne­
burg mit 32 %, Oldenburg mit 16 %, 
Osnabrück mit 13 %), auf der ande­
ren Seite solche mit einem außeror­
dentlich niedrigen Anteil (wie die 
Medizinische und die Tierärztliche 
Hochschule Hannover und die TU 
Clausthal mit jeweils 1 Prozent oder 
noch weniger). An den drei großen 
Universitäten Göttingen, Hannover 

und Braunschweig liegt der Anteil 
der Z-Prüflinge an der Gesamtzahl 
aller dort immatrikulierten Studie­
renden zwar unter dem Landes­
durchschnitt; er entspricht aber in 
den erziehungswissenschaftlichen 
Fachbereichen (den ehemaligen 
PH's) annähernd ihren Anteilen in 
Oldenburg und Osnabrück. 
In diesen Unterschieden spielt offen­
kundig die bewährte Tradition der 
ehemaligen Pädagogischen Hoch­
schulen Niedersachsens mit diesem 
Zugangsweg eine große Rolle. Diese 
schlägt sich auch in den Fächer-bzw. 
Studiengangpräferenzen der Z-
Prüflinge nieder. Ausgesprochene 
'Renner' sind hier Lehramtsfächer 
mit einem stärkeren gesellschaftswis­
senschaftlichen oder praktisch-hand-
lungsorientierten Bezug (wie z.B. So­
zialkunde, Arbeitslehre, Kunst, Ge­
schichte etc.) und die Diplom-Stu­
diengänge Erziehungswissenschaft, 
Psychologie und Sozial-bzw. Politik­
wissenschaft. Demgegenüber spielt 
dieser Zugangsweg in den drei 'klas­
sischen' Fakultäten Medizin, Theo­
logie und Rechtswissenschaft sowie 
in allen Ingenieurwissenschaften sta­
tistisch nur eine geringe Rolle - aller­
dings mit einigen Besonderheiten: so 
ist der Anteil der Z-Prüflinge bei den 
Juristen steigend (er beträgt z.B. in 
Hannover z.Zt. bereits ca. fünf Pro­
zent), während dieser Zugangsweg 
seit Januar 1981 im Fach Medizin 
auch formell abgeschafft wurde. 
Bildungspolitisch ist bemerkenswert, 
daß die Z-Prüfung der einzige Zu­
gangsweg in ein Hochschulstudium 
ist, der den Frauen genau die Chance 
zu einem Studium einräumt, die ih­
rem Anteil an der Gesamtbevölke­
rung entspricht. 51 Prozent aller im­
matrikulierten Absolventen der Z-
Prüfung sind Frauen, wobei die letz­
ten Immatrikulationsquoten darauf 
hindeuten, daß ihr Anteil sogar noch 
weiter steigt. Im Vergleich mit den 
anderen Zugangsberechtigungen 
steht die Z-Prüfung dabei insofern 
konkurrenzlos da, als dort ihr Anteil 
nie mehr als 37 Prozent (wie z.B. 
beim Gymnasium) beträgt. 
Einen ebenso deutlichen Zusammen­
hang gibt es auch zwischen der Stu­
dienberechtigung und der sozialen 
Herkunlt der Studierenden. Je höher 
die soziale Stellung der Herkunftsfa­
milie ist, desto eher wird die Studien­
berechtigung auf dem 'normalen' 
Weg über das Gymnasium erworben. 
Die unteren sozialen Gruppen sind 
nicht nur unter den gegenwärtig Stu­
dierenden immer noch stark unterre­
präsentiert, sondern sie werden auch 

Vorträge Uni - DGB 
Im Rahmen der Ringvorlesung, die 
gemeinsam von der Universität und 
dem Deutschen Gewerkschaftsbund, 
Landesbezirk Niedersachsen gestal­
tet wird, gelten die nächsten Themen 
der Integration und der Früherken­
nung Lernbehinderter. Am Dienstag, 
8. Juni, 19.00, spricht Professor Dr. 
Erich Westphal über „Integration als 
didaktisch-methodisches Prinzip der 
Unterrichtsgestaltung in der Grund­
schule". Anschließend referiert Dr. 
Klaus Klattenhoff über „Möglichkei­
ten und Bedeutung der Früherken­
nung Lernbehinderter". Beide Vorle­
sungen werden im Hörsaal B der 
Universität gehalten. 
Am Dienstag, 15. Juni, 19.00, erläu­
tert Professor Dr. Ulf Preuss-Lausitz, 
Technische Universität Berlin, „Die 
integrative Beschulung Behinderter 
am Beispiel der Erfahrungen Berliner 
Grundschulen. Gero Lindenberg, 
Wolfenbüttel, stellt das Braun­
schweiger Integrationsmodell dar 
und Christian Mierke, Schulverwal-
tung Wolfsburg, berichtet über die 
Integration Behinderter in Wolfsbur­
ger Grundschulen. 

Eine Podiumsdiskussion schließt am 
22. Juni, 19.00 Uhr, die Ringvorie-
sung ab. Vertreter des Kultusministe­
riums, des Verbandes Deutscher 
Sonderschullehrer, des Arbeitgeber­
verbandes und des Deutschen Ge­
werkschaftsbundes erörtern das The­
ma „Gemeinsam leben, lernen und 
arbeiten". 

Termine für den 
3. Studienabschnitt 
Wie das ZpB mitteilt, wurden am 
1. Juni für jene Studenten, die am 
1.2.1983 ihr unterrichtsprakti­
sches Halbjahr (upH) beginnen, 
die überarbeiteten Zuordnungs­
vorschläge ausgehängt. Jene Stu­
denten, die am 1.8.1983 ihr upH 
beginnen möchten, müssen sich 
zwischen dem 1. Juni und I. Juli 
1982 anmelden. Anmeldeformu­
lare sind beim Pförtner erhältlich. 
Am IL Juni 1982 beginnt um 
14.00 für diese Gruppe die erste 
Informat ionsverans ta l tung im 
Hörsaal B. 

auf keinem Zugangsweg zur Hoch­
schule so offensichtlich benachteiligt 
wie durch das Gymnasium. Im Ge­
gensatz dazu erfüllt die Z-Prüfung 
(ebenso wie das Abendgymnasium 
und das Kolleg) eine sozial-öffnen de 
Funktion gerade denjenigen Grup­
pen gegenüber, denen das Gymna­
sium heute immer noch eine geringe­
re Studienchance bietet. So beträgt 
z.B. der Anteil der Akademikerkin­
der unter den Gymnasialabiturienten 
23 Prozent, unter den Z-Prüflingen 
neun Prozent, während umgekehrt 
zwar nur 11 Prozent der Gymnasial­
abiturienten, aber immerhin 24 Pro­
zent der Absolventen der Z-Prüfung 
aus Arbeiterfamilien stammen. Al­
lerdings kommt die Mehrheit der Ab­
solventen der Z-Prüfung aus Her­
kunftsfamilien mit einem mittleren 
oder höheren sozialen Statusniveau. 

Diese und andere hier aus Platzgrün­
den nicht dargestellten Ergebnisse * 
machen insgesamt deutlich, daß die 
Z-Prüfung (wie auch das Abendgym­
nasium und das Kolleg) insgesamt an 
der Dominanz des üblichen gymna­
sialen Weges in ein Hochschulstu­
dium relativ wenig ändert und auch 
die grundsätzlichen sozialen Vertei­
lungsmuster im Bildungswesen nicht 
aufbrechen kann, weil ihr Anteil an 
der Gesamtzahl aller Studierenden 
mit 4,8 Prozent dafür zu niedrig ist. 
Dennoch ist die Z-Prüfung heute aus 
der Hochschulsituation in Nieder­
sachsen nicht mehr wegzudenken, 
was sich auch darin niederschlägt, 
daß sie im Niedersächsischen Hoch­
schulgesetz ausdrücklich rechtlich 
verankert ist. Sie leistet in ihrem Rah­
men einen wesentlichen Beitrag zur 
sozialen Öffnung des Hochschulzu­
gangs für Frauen und Studierende 
aus sozial schwächeren Herkunftsfa­
milien. Allerdings erfüllt die Z-Prü­
fung ihre sozial-kompensatorische 
Aufgabe dabei nicht uneingeschränkt. 
In erster Linie wird dieser Weg des 
nachträglichen Erwerbs einer Studien­
berechtigung nämlich von solchen Per­
sonen wahrgenommen, die bereits 
über ein mittleres Qualifikationsni­
veau verfügen (Realschulabschluß, 
qualifizierter Lehrabschluß, Berufs­
erfahrung im öffentlichen oder priva­
ten Dienstleistungsbereich oder in 
der Öffentlichen Verwaltung) und aus 
Familien mit einem mittleren Sozial­
status stammen. wds/aw 

* Der vollständige Bericht ist erschienen in: Jost 
von Maydell (Hrsg.). Bildungst'orsehung und 
Gesellschaftspolitik, Wolfgang Schutenberg 
zum 60. Geburtstag. Oldenburg 1982, Schriften­
reihe der Universität Oldenburg. 

| Spätestens am I. Oktober 1982 
t werden für alle Diplomstudien-
I gänge Neuregelungen in Kraft tre-
; ten, die als Anpassung an das Nie­

dersächsische Hochschulgesetz 
! erforderlich sind. Dadurch wird 

sich vor allem das Verfahren bei 
den „abschichtenden" Prüfungen 
ändern. Bisher konnten diese stu­
dienbegleitenden Leistungsnach­
weise lediglich von einem Prüfer, 
dem verantwortlichen prüfungs­
berechtigten Lehrenden, bewertet 
und benotet werden. Das wird ab 
dem I. Okt. 1982 grundsätzlich 
nicht mehr möglich sein; ab dann 
wird grundsätzlich das Zweiprü­
ferprinzip gelten. 
Um überflüssige Komplikationen 
bei den bereits vor dem I. Okt. 
1982 begonnenen studienbeglei­
tenden Leistungsnachweisen zu 
vermeiden, wird empfohlen, diese 
rechtzeitig abzuschließen. Insbe­
sondere sollte sichergestellt sein, 
daß der verantwort l iche prü­
fungsberechtigte Lehrende die Be­
wertung und Beurteilung der Lei­
stung vor dem 1. Okt. 1982 
vornimmt. Zwar wird eine Über­
gangsregelung in den meisten Di­

plomprüfungsordnungen sicher­
stellen, daß im Einzelfall vordem 
I. Okt. 1982 begonnene, aber 
noch nicht bewertete Leistungs­
nachweise auch dann nur von ei­
nem Prüfer bewertet werden. 
Nach dieser geplanten Über­
gangsregelung setzt dies jedoch 
entsprechende Beschlüsse der 
Fachbereichsräte voraus. 
Durch die Neufassung der Di­
plomprüfungsordnung werden 
die bis dahin erbrachten studien­
begleitenden Leistungsnachweise 
ihre Gültigkeit nicht verlieren. An 
den inhaltlichen Prüfungsanfor­
derungen wird sich zudem in den 
Diplomstudiengängcn Biologie, 
Mathematik, Pädagogik, Physik, 
Sozialwissenschaften und Wirt­
schaftswissenschaften für die be­
reits immatrikulierten Studenten 
zunächst nichts ändern. Inhaltli­
che Änderungen in größerem 
Maßstabe sind durch die Arbeit 
der Studienreformkommissionen 
auf Landesebene zu erwarten. 
Wann deren Ergebnisse in Ände­
rungen der Prüfungsordnungen 
umgesetzt werden, läßt sich mo­
mentan nicht genau vorhersagen. 

Bei der Studienfachwahl flexibler 
als bei der Wahl des Studienortes 
Über hundert wissenschaftliche 
Hochschulen gibt es in der Bundesre­
publik - aber Deutschlands Studen­
ten bevorzugen einige wenige. Das 
geht aus den nun vorliegenden Zah­
len zur „Studentenstatistik" des Win­
tersemesters 1981/82 hervor. 351.000 
der rund 1,1 Millionen Studenten an 
allen Hochschulen besuchten im 
Wintersemester 1981/82 die zehn 
größten Hochschulen in Berlin, 
München, Münster, Köln, Bonn, 
Hamburg, Aachen, Göttingen, 
Frankfurt und Bochum. Das sind im­
merhin 40 Prozent aller Studenten an 
wissenschaftlichen Hochschulen. Die 
Attraktivität dieser meist traditions­
reichen Universitäten und Universi­
tätsstädte müssen die Studenten al­
lerdings nicht selten mit überfüllten 
Hörsälen bezahlen. An der größten 
deutschen Universität, der Freien 
Universität Berlin, drängten sich im 
vergangenen Semester über 46.000 
Studenten, an den Universitäten 
Frankfurt und Bochum immerhin je­
weils noch 26.000. Dagegen muten 
die Studentenzahlen an den „kleinen" 
Universitäten, wie zum Beispiel in 
Passau, Konstanz, Augsburg oder 

Stipendien & Studienplätze 
Das Kerschensteiner-Kolleg des 
Deutschen Museums in München 
vergibt an Bewerber mit einem be­
rufsqualifizierenden Abschluß einer 
Universität oder Hochschule Stipen­
dien für einen Aufenthalt von zwei 
bis sechs Monaten am Deutschen 
Museum. Ziel des Stipendienpro­
gramms ist die Erforschung der Rol­
le, die Wissenschaft und Technik als 
wesentliche Bestandteile der kultu­
rellen Entwicklung der Menschheit 
im Erklärungszusammenhang histo­
rischer Prozesse spielen. Mit den zwei 
bis sechs Monate laufenden Stipen­
dien wird unter hervorragenden äu­
ßeren Arbeitsbedingungen die Er­
schließung der für Forschungen zur 
Wissenschafts- und Technikge­
schichte relevanten Quellen des 
Deutschen Museums ermöglicht. Be­
werbungen und weitere Informatio­
nen bei: Deutsches Museum, Ker-
schensteiner Kolleg, Postfach 
260102, 8000 München 26, Tel.: 
089/2179-294. 

Die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften (EG) bietet Hoch­

schulabsolventen unter 30 Jahren mit 
Kenntnissen von mindestens drei der 
sieben Geschäftssprachen der EG 
sechsmonatige Praktika zur Ausbil­
dung als Konferenzdolmetscher an. 
Während der Ausbildung wird ein 
Stipendium gezahlt. Nach erfolgrei­
chem Abschluß des Praktikums, das 
vom Gemeinsamen Dolmetscher-und 
Konferenzdienst der EG in Brüssel 
durchgeführt wird, muß sich der Ab­
solvent verpflichten, mindestens zwei 
Jahre lang ohne Unterbrechung als 
Bediensteter auf Zeit (Hilfsdolmet­
scher) zu arbeiten. Eine Übernahme 
in das Beamtenverhältnis nach einem 
Auswahlverfahren ist möglich. Nä­
here Informationen erteilt das Aka­
demische Auslandsamt, Raum A 
202. 

Prüfungsamt 
geschlossen 
Das Wissenschaftliche Landesprü­
fungsamt ist in der Zeit vom 19.7. bis 
6.8.1982 für jeglichen Publikumsver­
kehr geschlossen. 

Trier, mit rund 2.000 bis 5.000 Stu­
denten geradezu idyllisch an. Diese 
und andere der überwiegend neuen 
Universitäten sind bei weitem noch 
nicht ausgelastet und könnten weite­
re Studenten aufnehmen. 
Bei der Wahl ihres Studienfaches 
sind die Studenten dagegen sehr viel 
flexibler als bei der Wahl des Studien­
ortes. Auch das belegen die Daten 
der Studentenstatistik. Bei den Stu­
dienanfängern des Wintersemesters 
1981/82 haben die Ingenieurwissen­
schaften deutlich an Beliebtheit ge­
wonnen - der von verschiedener Seite 
öffentlich behauptete künftige Inge­
nieurmangel ist also nicht begründet. 
Ingenieurwissenschaften wurden von 
den männlichen Studienanfängern 
sogar mit Abstand am häufigsten ge­
wählt - sie bildeten damit die stärkste 
Fächergruppe, die in den letzten Jah­
ren noch die Wirtschafts-und Gesell­
schaftswissenschaften stellten. Aber 
auch bei den Studienanfängerinnen 
gab es eine interessante Entwicklung: 
Im Vergleich zum Vorjahr wählten 
knapp ein Drittel mehr die Ingenieur­
wissenschaften als Studienfach. 

Pressemitteilung des BMBW 

7. ATEE-Konferenz 
Vom 6. bis 10. September 1982 findet 
in Birmingham an der Faculty of 
Education and Teacher Training, Ci­
ty of Birmingham Polytechnic, West-
bourne Road, die diesjährige Konie-
renz der Vereinigung für Lehrerbil­
dung in Europa (ATEE) statt. Das 
Rahmenthema lautet „Teacher Edu­
cation within the framework of the 
European Community". Die Univer­
sität Oldenburg ist als Institution 
Mitglied der ATEE. 
Die für die Arbeitsgruppen gewähl­
ten Unterthemen lauten; 1. Lehrer­
bildung für eine mullikulturelle Ge­
sellschaft. 2. Informationstechnolo­
gie und Lehrerbildung. 3. Lehrerbil­
dung für den Unterricht mit Behin­
derten. 4. Die Ausbildung von Schul­
leitern. 5. Der Übergang von der 
Schule in den Beruf. 6. Lehrerfort-
und -Weiterbildung. 
Interessenten erhalten nähere Infor­
mationen über Prof. F.W. Busch(FB 
1), Präsident der ATEE, Dr. K. Win­
ter (FB 1), Mitglied des Verwaltungs­
rates, Prof. P. Gorny(FB6), Arbeits­
gruppe 'Informationstechnologie'. 
Einladungen und Anmeldeformulare 
sind auch über die Pressestelle zu er­
halten. 
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Arbeitsgruppe Chemie/Pharmakologie 

„In kaum einem anderen Bereich 
ist die Verwendung von 
Forschungsergebnissen für 
militärische Zwecke so deutlich" 
In der Arbeitsgruppe Chemie/Phar­
makologie wurden die Themen „Hi­
storische Aspekte bei der Anwen­
dung von Kampfstoffen" (Dr. Alfred 
Schrempf, München), „Cholinestera­
se-Hemmstoffe: Kampfstoffe, Insek­
tizide, Arzneimittel" (Dr. Carsten Al-
sen, Kiel) und „Militärische und zivi­
le Anwendung von Entlaubungsmit­
teln" (Dr. Werner Butte, Oldenburg) 
behandelt. 

Historische Aspekte 
Wie Schrempf ausführte, zeigt sich in 
kaum einem anderen Bereich der 
Kriegsführung die Verwendung von 
naturwissenschaftlich orientierter 
Forschung und ihrer Anwendung für 
militärische Zwecke sowie die Ver­
wendung ihrer Ergebnisse so deutlich 
wie in der Chemie. Während in frühe­
ren Zeiten der Einsatz chemischer 
Stoffe für die Kriegsführung mehr 
oder weniger zufällig war, beginnt 
mit dem 1. Weltkrieg der systemati­
sche und wissenschaftliche Einsatz 
der Chemie mit dem Ziel, die gegneri­
schen Streitkräfte kampfunfähig zu 
machen oder sie zu töten. 
Es war Deutschland, das den großan­
gelegten chemischen Krieg am 
22.4.1915 durch einen Angriff mit 
Chlorgas begann. Der Leiter des 
Gaskrieges auf deutscher Seite war 
der schon damals weltberühmte Che­
miker Fritz Haber, der Entdecker der 
Haber-Bosch-Synthese zur Ammo­
niakherstellung. Die deutschen Gas­
granaten wurden mit verschiedenfar­
bigen Kreuzen bzw. Ringen versehen 
und wurden so als Weißkreuz-, 
Grünkreuz-, Blaukreuz- und Gelb­

kreuz-Munition bezeichnet; eine Ein­
teilung, die mit der chemischen Zu­
sammensetzung nichts zu tun hat. In 
die Gelbkreuz-Gruppe fällt u.a. das 
Senfgas (= Lost) in die Weißkreuz-
Gruppe die noch heute bei der Polizei 
als Tränengase bzw. chemische Keule 
eingesetzten w-Chloracetophenon 
(CN) und Chlorbenzylidenmalondi-
nitril (CS). Nach dem Ende des ersten 
Weltkriegs verlor Deutschland die 
führende Stellung in der Chemie, die 
es vor 1914 besessen hatte. Auch die 
führende Stellung in der Forschung 
mußte wieder aufgebaut werden. Erst 
1937 gelang G. Schrader bei den LG. 
Farben die Entwicklung der neuen 
Kampfstoffe Tabun, Sarin, Soman, 
deren Wirkung bei den Cholinestera­
se Hemmstoffen näher behandelt 
wird. Heute werden (u.a. von den Ar­
meen der USA) auch Psychokampf-
stoffe in ihrer Wirkung auf den Men­
schen erprobt. 

Die Gefahren der chemischen 
Kampfstoffe sind im Zusammenhang 
u.a. mit dem Transport und der La­
gerung sowie Fragen des Zivilschut­
zes zu sehen. Es ist bekannt, daß die 
Verbündeten der beiden deutschen 
Staaten Kampfstoffe auf dem poten­
tiellen Schlachtfeld Deutschland la­
gern, also sowohl die USA (in der 
BRD) als auch die Sowjetunion (in 
der DDR). Obwohl schon im Jahre 
1925 im sogenannten „Genfer Proto­
koll" das Verbot aller chemischen 
und biologischen Waffen vertraglich 
vereinbart wurde, ist eine endgültige 
Abschaffung der chemischen Kampf­
stoffe unmöglich, weil viele zum 
Werkzeug des „synthetisch-orga­
nisch" arbeitenden Chemikers gehö-

Dschungel und Leben vernichtet: der Mangrovensumpf vor und nach Behandlung 
mit Herzibiden durch die amerikanischen Streitkräfte im Vietnamkrieg. 50 bis 100 
Jahre dauert es, bis dieses Gebiet wieder vollständig regeneriert werden kann. Der 
Ökologische und ökonomische Schaden ist r,i Zahlen nicht auszudrucken. 

rende Verbindungen als Kampfstoffe 
Verwendung finden können. Dies hat 
die Produktion von Thiophosgen in 
Berlin durch eine Chemikalienfirma 
erst kürzlich deutlich gemacht. 

Cholinesterase 
-Hemmstoffe 
Gewisse phosphororganische Ver­
bindungen zählen zu den „modernen 
chemischen Waffen", über deren 
Wirkungen, auch auf den menschli­
chen Organismus, man sich erst in 
den 30iger Jahren dieses Jahrhun­
derts klar wurde. Alsen berichtete 
weiter, daß die gezielte Synthese zahl­
reicher Cholinesterase-Hemmstoffe -
und diese Wirkung zeigen fast alle 
phosphororganischen Verbindungen 
- durch Lange mit dem Ziel erfolgte, 
wirksame Schädlingsbekämpfungs­
mittel herzustellen. Diese Arbeiten 
wurden dann von Schrader (IG-Far­
ben) aufgegriffen, der etwa 2000 Ver­
bindungen dieses Typs synthetisierte 
und beschrieb. Vordem 2. Weltkrieg 
kam es aber nicht zur Anwendung 
der von Schrader als Pflanzenschutz­
mittel synthetisierten Verbindungen, 
weil die eingereichte Verwendungs­
anmeldung 1939 vom Wehrheeres-
waffenamt für geheim erklärt wurde. 
Zu den unter militärische Geheim­
haltung gestellten Verbindungen ge­
hörten auch solche, die später als che­
mische Kampfstoffe bekannt wur­
den, wie Tabun, Geban, Sarin usw. 
Der eigentliche Wirkungsmechanis­
mus - die Hemmung der Cholineste­
rase - wurde in den Jahren um 1940 
(unter militärischer Geheimhaltung) 
bearbeitet. Heute ist bekannt, daß 
phosphororganische Verbindungen 
mannigfaltig wirken können, z.B. als 
chemische Kampfstoffe (Nervenga­
se), Insektizide (Vernichtung von In­
sekten), Akarizide (Vernichtung von 
Spinnentieren), Vernichtungsmittel 
von Würmern (Nematozide), Ver­
nichtungsmittel von Nagetieren (Ro-
dentizide), Vernichtungsmittel von 
Pilzen (Fungizide), Vernichtungsmit­
tel von Pflanzen und Gräsern (Herbi­
zide) sowie als Arzneimittel und 
Hilfsmittel in der Grundlagenfor­
schung. Bei den höher organisierten 
Lebewesen bewirken die phosphor­
organischen Verbindungen eine 
Hemmung des Enzyms Acetylcholi-
nesterase, das für eine schnelle Inak-
tivierung von Acetylcholin verant­
wortlich ist. Acetylcholin ist die che­
mische Substailz, die an Nervenen­
den freigesetzt wird und die chemi­
sche Übertragung der Nervenimpulse 
bewirkt. Wird das Acetylcholin (we­
gen des blockierten Enzyms) nicht 
mehr gespalten, so kommt es zu einer 
Dauererregung der enervierten Orga­
ne. Dies führt zu Erscheinungen wie 
Sehstörungen (Engstellung der Pu­
pille), Muskelkrämpfen, vermehrten 
Schweiß- und Speichelfluß und Läh­
mung der Atemmuskulatur. Bei eini­
gen Phosphorsäureestern läßt sich 
die Wirkung aufheben (z.B. durch 
Atropin) bzw. die Cholinesterase 
durch Medikamente (Oxime) reakti­
vieren. Andere Phosphorsäureestern 
(Soman, Sarin, Tabun) „altern" so 
schnell (in wenigen Minuten), daß 
wirksame Gegenmaßnahmen un­
möglich sind. Neuere, erst im Jahre 
1980 synthetisierte phosphororgani­
sche Verbindungen, machen eine Re­
aktivierung der Cholinesterase und 
damit einen Schutz vor den Wirkun­
gen ihrer Hemmung gänzlich unmög­
lich. 
Zusammenfassend muß gesagt wer-
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den, daß das ständige Wissen um 
phosphororganische Verbindungen 
dazu geführt hat, daß es sehr schnell 
zu einer Aufklärung des Mechanis­
mus ihrer Wirkung und zu einer Ent­
wicklung von Antidoten gekommen 
ist. 
So verfügen wir heute über eine Reihe 
therapeutisch sehr wirksamer Medi­
kamente, um akzidentelle Vergiftun­
gen medizinisch gut behandeln zu 
können, wie sie beim Gebrauch von 
phosphororganischen Verbindungen 
als Insektizide, Fungizide etc. immer 
vorkommen können. Die Behand­
lung von Kampfstoffverbindungen 
ist allerdings bis heute nur unzurei­
chend möglich. 

Entlaubungsmittel 
Während bei der Forschung über 
Phosphorsäureester die Entwicklung 
von Insektiziden und die Entwick­
lung von Kampfstoffen Hand in 
Hand erfolgte, sind die Entlaubungs­
mittel - eine besondere Form von 
Herbiziden (Unkrautvernichtungs­
mitteln) - handelsübliche fürden zivi­
len Bereich entwickelte Substanzen, 
die ursprünglich nur von Kleingärt­
nern, Bauern, Forstverwaltungen 
etc. eingesetzt wurden, berichtete 
Butte. In dem Bestreben, dem Geg­
ner die natürliche Deckung zu neh­
men, erlangten sie durch den Einsatz 
der US-Streitkräfte in Vietnam trau­
rige Berühmtheit. 

Nach Angaben der National Acade-
my of Sciences wurden 1,4 Millionen 
ha (1/10 der Staatsfläche) Südviet­
nams mit ca. 80 Millionen Litern an 
Entlaubungsmitteln besprüht. Auch 
hier erfolgte, ähnlich wie bei den 
Gasgranaten im 1. Weltkrieg, die 
Kennzeichnung nach Farbcodes: 
Agent white, Agent blue (eine organi­
sche Arsenverbindung) und Agent 
orange (das u.a. 2.4.5 T enthielt). Die 
Wirkung der Entlaubungsmittel in 
Vietnam entsprach der Wirkung, wie 
aus der zivilen Anwendung schon be­
kannt war, d.h. Verätzung der Blätter 
bei krautigen Pflanzen, Abwurf der 
Blätter bei Bäumen. Weil in Vietnam 

die Dosierung der Herbizide bis zu 
lOfach höher als nach den zivilen An­
wendungsrichtlinien erfolgte und die 
Besprühung vielfach (vierfach bzw. 
noch häufiger) durchgeführt wurde, 
traten drastische ökologische Schä­
den auf. Besonders die Mangroven-
wälder an der Küste Vietnams (Me­
kong-Delta) wurden vollständig ver­
nichtet, was u.a. die dort angesiedelte 
Nahrungskette zerstörte und z.B. die 
Erträge des Fischfangs drastisch re­
duzierte. Im Innern des Landes setzte 
teilweise nach Zerstörung des 
Dschungels und dem Auswaschen 
der Nährstoffe eine Laterisation des 
Bodens ein. Bei diesem Prozeß er­
langt der Lateritboden durch die 
Sonneneinstrahlung eine ziegelartige 
Festigkeit, so daß nur noch spärlich 
Gräser und evtl. Bambus wachsen 
können. 

Neben den bisher noch nicht voll­
ständig abzuschätzenden, ökologi­
schen Folgen des bisher großflächig­
sten Herbizideinsatzes in der Ge­
schichte sind die akuten und chroni­
schen Folgen der Wirkung dieser 
Herbizide insbesondere der 2.4.5 
Trichlorphenoxyessigsäure (2.4.5 T) 
mittlerweile in ihrer ganzen Tragwei­
te bekannt geworden. 
Ob diese Wirkungen - u.a. carcinoge-
ne (mutagene) und teratogene Effek­
te - auf 2.4.5 T oder das in besonders 
hohen Konzentrationen - durch­
schnittlich 18 mg/kg-dar incnthal te-
ne T C D D (das „Sevesogift") zurück­
zuführen sind, ist noch in der wissen­
schaftlichen Diskussion; für die be­
troffenen Mütter mit mißgebildeten 
Kindern jedoch letztendlich unerheb­
lich. 

Diese bei zivilen und militärischen 
Anwendungen 2.4.5 T beobachteten 
Nebenwirkungen haben dazu ge­
führt, die Anwendung in Australien, 
Italien, den Niederlanden, Schwe­
den, der Sowjetunion und den USA 
entweder zu verbieten oder starken 
Einschränkungen zu unterwerfen. In 
Deutschland und Großbritannien 
andererseits darf 2.4.5 T nicht mehr 
als 0,1 mg/kg an TCDD enthalten. 

W.B. 
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Arbeitsgruppe Mathematik/Informatik/Physik 

„ Wenn die Kostenentwicklung 
anhält, werden sich im Jahre 2020 
Luftwaffe, Heer und Marine nur 
noch ein Flugzeug leisten können" 
Mathematik, Informatik und Physik 
waren die Arbeitsbereiche der Ar­
beitsgruppe 3. Im ersten Referat setz­
te sich der dänische Wissenschaftshi­
storiker und Mathematiker Jens 
Höyrup (Koautor: Bernhelm Booß) 
von der Gesamthochschule Roskilde 
mit der Frage auseinander, ob der 
wissenschaftliche Fortschritt durch 
den Frieden oder durch Kriegsvorbe­
reitung und Krieg bestimmt wird. Er 
zeigte an vielen Beispielen aus der 
Geschichte der Mathematik die enge 
Verknüpfung der Mathematik mit 
der Rüstung. Bei den Babyloniern 
und Griechen läßt sich nachweisen, 
daß die Militärs lediglich bekannte 
mathematische Methoden nutzten, 
während aber in Alexandrien durch 
Heron mit der Zusammenführung 
von Mechanik und Mathematik für 
militärische Zwecke ein neuer Wis­
senschaftszweig entstand. In Europa 
gewinnt die Mathematik in ihrer 
praktischen Anwendung in der Re­
naissance zunehmend Bedeutung: 
Architektur, die Theorie der perspek­
tivischen Abbildung, Ballistik und 
Artillerie, Kartenzeichnen, kaufmän­
nische Buchführung und Algebra 
sowie die astronomische Navigation 
Aber Höyrup schätzte den militäri­
schen Einfluß auf die Mathematik als 
eher zufällig ein. Er konstatierte, daß 
auch in der Zeit bis zur französischen 
Revolution die militärisch orientierte 
Kartographie und die Navigations­
wissenschaft als „hauptsächlich un­
fruchtbar" für die Mathematik cha­
rakterisiert werden müssen, aber er 
schränkte auch ein, daß eben diese 
Anwendungen doch Triebkräfte für 
die Physik (theoretische Mechanik 
und Himmelsmechanik) bildeten. 
Mit dem ersten Weltkrieg änderte 
sich dies endgültig. Grundlagen- und 
Anwendungswissenschaftler werden 
gezielt mit der Entwicklung militäri­
scher Produkte beauftragt, im ersten 
Weltkrieg sind das Ersatz roh Stoffe 
und chemische Waffen, im zweiten 
Weltkrieg die Atombombe, das Ra­
dar, die Strahltriebwerke und Rake­
ten, die Metallurgie und im eigentli­
chen mathematischen Bereich die 
Computer, die theoretische Hydro­
dynamik, die elektromagnetische 
Feldtheorie und einige Zweige des 
Operations Research. 
Aber, so zieht Höyrup seine Schluß­
folgerung, auch wenn die militäri­
schen Bedürfnisse im zweiten Welt­
krieg Grundlagenforschung geför­
dert haben, so handelte es sich um 
„orientierte" Grundlagenforschung, 
die keine grundlegenden Durchbrü­
che gebracht hat. Außerdem erhält 
die militärische Technologieentwick­
lung auf Dauer mehr von der zivil 
geförderten Technologie- und Wis­
senschaftsentwicklung als umge­
kehrt. Nur in einer militarisierten 
Welt sei der Fortschritt der Wissen­
schaft von der Rüstung abhängig. 

Teflon-Effekt 
Der zweite Referent, Peter Gorny, 
Informatik-Professor in Oldenburg, 
konnte diesen Thesen nicht voll zu­
stimmen. Er zeigte vielmehr an eini­
gen Beispielen aus seinem Fach, daß 
oft unter ganz abstrakten Fragestel­
lungen oder unter zivilen Aspekten 
Forschung betrieben würde, für die 
sich ohne den militärischen Hinter­
grund in gleicher Intensität die 
„Scientific Community" nicht inter­
essieren würde. Typisch sei die Re­
naissance der Zahlentheorie in den 

letzten Jahren, einem Zweig der Ma­
thematik, der große Bedeutung für 
die Kryptografie {Codierungstheorie 
für Geheimcodes) hat, der Entste­
hung und Entwicklung des Software 
Engineering (der Wissenschaft von 
der systematischen Entwicklung und 
Wartung sehr großer Computerpro­
gramme) und das Gebiet der Muster­
erkennung, das sich mit automati­
scher Analyse von Bildern (Luftbil­
der, Satellitenbilder, Röntgenbilder). 
der Erkennung von Druck- oder 
Handschriften und der Erkennung 
von Sprache mit Hilfe von Compu­
tern befaßt. In allen diesen Fällen sei 
nicht ohne weiteres sichtbar, daß 
die Initiative für die Forschung von 
den Militärs ausging und erhebliche 
Mittel aus den Rüstungshaushalten 
stammen. Auch die Entwicklung von 
„digitalen Geländemodellen", das 
sind mathematische, im Computer 
gespeicherte Abbilder einer Land­
schaft, sind zuerst von militärischem 
Interesse. Ohne sie könnte man heute 
weder wirksame Anti-Tiefflieger-Ra­
darketten bauen noch die Cruise Mis-
siles mit Lenksystemen ausstatten. 
Natürlich haben alle diese Technolo­
gien auch sehr nützliche, friedliche 
Anwendungen; aber sie bestätigen 
nur den „Teflon-Effekt", d.h., die zi­
vilen Anwendungen sind ein „Abfall­
produkt" der Rüstungsforschung wie 
das Teflon. 

Unverhüllte 
Militärforschung 
Der dritte Referent war Dipl.-Ing. J. 
Wernickc, Lehrbeauftragter an der 
TU Berlin, der die Entwicklung der 
Elektronikforschung schilderte. Er 
zeigte, daß in der Elektronik völlig 
unverhüllt Militärforschung in gro­
ßem Stil betrieben wird und alle be­
teiligten Wissenschaftler sich auch 
über den Zweck der Arbeiten klar 
sind. 
In seinem engagierten Referat wand­
te er sich gegen die Großwaffenent-
wicklung, die er als „Rüstungsba­
rock" bezeichnete und deren Verletz­
lichkeit, technische Unzuverlässig-
keit und horrend steigende Kosten er 
betonte. (Dazu folgende Zitate: „Ein 
Kind kann mit einer Lenkrakete für 
einige tausend Mark einen Panzer für 
einige Millionen Mark abschießen." / 
„Ein Panzer fährt nur durchschnitt­
lich 200 km weit störungsfrei." / „Ei­
ne Hubschrauberflugstunde erfor­
dert 40 Mann-Stunden Wartung". / 
„Wenn die (Kosten-)Entwicklung an­
hält, werden sich im Jahre 2020 Heer, 
Luftwaffe und Marine nur noch ein 
Flugzeug leisten können, das sie sich 
teilen müssen.") 

Er belegte die These, daß die soge­
nannte Lenkmunition die maschi­
nenbauorientierten Rüstungskonzer­
ne schwächt, da diese wesentlich von 
der Entwicklung der Großwaffen wie 
Kriegsschiffe, Panzer, Flugzeuge le­
ben und nun ihre führende Rolle an 
kleinere, auf Elektronik ausgerichte­
te Firmen verlieren. Er wies darauf 
hin, daß diese Lenkmunition im Ge­
gensatz. zu den Großwaffen praktisch 
nur für Defensivzwecke einzusetzen 
ist. Der scharfe Verdrängungswett­
bewerb der Rüstungslirmen wird 
auch mit den Mitteln der Werbung in 
Publikums- und Fachzeitschriften 
geführt, wie der Referent an vielen 
Bildern belegte. Wernickc schloß sei­
nen Vortrag mit einem Appell an die 

Elektronikingenieure und Wissen­
schaftler, sich folgende Gebote zu ei­
gen zu machen: 
• Ich muß den üblich gewordenen 
Untertanengeist der Wissenschaftler 
und Ingenieure ablegen. Ich bestim­
me über mein Werk, Werk ist kein 
Job . Der Verantwortliche für die 
Folgen meiner Werke bin ich. Karrie­
re ist ein Trugbild. 
• Je nach politischer Überzeugung 
sollte oder muß ich die Mitarbeit an 
jeglicher Rüstung verweigern. Unab­
hängig von der politischen Überzeu­
gung muß ich die Mitarbeit an Groß­
waffen verweigern: Großwaffen 
schwächen unsere Verteidigung und 
ziehen uns automatisch in den Atom­
krieg. 
• Ich darf mich nicht länger durch 
Spezialisierung, Geheimhaltungsstu­
fen und Privilegien von den Folgen 
meiner Arbeit trennen lassen. 
• Ich muß die Mitarbeit an jeglichem 
Rüstungsexport verweigern. Das 
Wettrüsten tötet jährlich 50 Millio­
nen Menschen durch den Hunger. 
Ich darf die Lage der Menschen in 
anderen Ländern nicht durch Waf­
fenlieferungen verschlimmern. 
• Ich muß meine Erkenntnisse über 
die Kriegsgefahr weitersagen. Jungen 
Menschen muß ich die Überzeugung 
und den Mut geben, den Wehrdienst 
zu verweigern. 
• Ich muß meinen Lebensstil ein­
schränken und vorbereitet sein, wirt­

schaftliche Risiken zu tragen, damit 
ich nicht zu wissenschaftlichen Söld­
nerdiensten erpreßbar bin. Nur uner-
preßbar kann ich den Mut autbrin­
gen. eine Tätigkeit zu verweigern. 

• Die wichtigste Aufgabe unserer 
Genration ist das Überleben, also der 
Frieden. Um ihn zu schaffen, muß ich 
bei mir anlangen. Nicht „die ande­
ren" oder „die da oben" werden den 
Frieden sichern, während ich mein 
Karriereglück pflege. 
Der letzte Referent, der Berliner Phy­
sik-Student Mario Birkholz, setzte an 
dieser Stelle ein und berichtete kurz 
von den Anstrengungen einer Ar­
beitsgruppe von Physikern, Studen-

Die Aufnahme oben zeigt einen Bom­
ber B5 2 vor einem Wolkenfehl. Beider 
Computerauswertung muß wrsueht 
werden, che Umrisse des Flugzeugs 
auch dann zu erkennen, wenn sie durch 
den Hintergrund gestört sind. Die Spe­
zialisten des „Fatlern Reeognition" 
entwickeln dazu die geeigneten mathe­
matischen/informatischen Methoden, 
um den Bomber herauszufiltem (Bild 
unten). 
Fotos: Computer Graphics and Image 
Processing 

ten und Assistenten in Berlin, die 
schon im naturwissenschaftlichen 
Studium das Bewußtsein gegen die 
Kriegsforschung wecken wollen. In 
seinem Referat und in der anschlie­
ßenden Diskussion gab es eine Reihe 
von inhaltlichen und organisatori­
schen Vorschlägen, um - auf den 
Analysen der Friedensforscher Seng­
haas, Rittberger und Luber bauend-
die innere Dynamik der Rüslungsfor-
schung und des militärisch-industri­
ellen Komplexes von den Wissen­
schaftlern ausgehend zu bremsen und 
zu brechen. Er forderte auch die Ol­
denburger Naturwissenschaftler auf, 
sich organisiert auf diese Weise für 
die Abrüstung einzusetzen. P.G. 

Arbeitsgruppe Biologie 

„Prophylaktische Schutzmaßnahmen 
gegen biologische Waffen fiir die 
Bevölkerung sind imdurchßhrbar" 
In der Arbeitsgruppe Biologie refe­
rierten Professor Dr. Sigrid Jannsen 
(Universität Oldenburg) und Dr. 
Fritz Gautier (Braunschweig) über 
Gesellschaftspolitische Aspekte der 
Gen-Technologie. 

Biologische 
Kampfstoffe 
Über die Möglichkeit krankheitser-
zeugende Organismen oder Giftstof­
fe, die von Pflanzen, Tieren oder Mi­
kroorganismen produziert werden, 
in kriegerische Auseinandersetzun­
gen einzubeziehen, wird nicht erst 
seit dem Zeitpunkt nachgedacht, da 
man vermehrte Kenntnisse über die 
biologischen und medizinischen Im­
plikationen der Anwendung dieser 
Stoffe hatte (z.B. gezielte Pestinfek­
tion). 
Mit der Identifizierung und Aufklä­
rung der Wirkungsart pathogener 
Organismen wuchs die Gefahr des 
gezielten militärischen Einsatzes. 
1925 wurde das Genfer Protokoll er­
stellt, welches die Unterzeichner-
Staaten verpflichtete im Kriegsfall 
untereinander, die biologischen 
Kampfstoffe nicht einzusetzen. Dies 
gilt jedoch nur für kriegerische Aus­
einandersetzungen zwischen den Un­
terzeichnersstaaten. In Kriegen mit 
Staaten, die nicht unterzeichnet hat­
ten, galt das Protokoll von Genf 
nicht. Dieses Protokoll ist bisher 
nicht von allen Staaten der Erde un­

terzeichnet worden. Das gleiche gilt 
für die „Konvention über das Verbot 
der Entwicklung, Produktion und 
Lagerung und Erwerb bakteriologi­
scher (biologische) Waffen und Gift­
stoffe (= Toxine) und deren Vernich­
tung". Diese von der 26. UNO-Voll­
versammlung im Dezember 1971 be­
schlossene Konvention ist ebenfalls 
nicht von allen Staaten der Erde un­
terzeichnet und verbietet ebenfalls 
nicht ausdrücklich die Anwendung 
biologischer Kampfstoffe. 
Unter dem Schutzargument „Vertei-
digungs- und Schutzmaßnahmen" 
für den Fall des Angriffs mit biologi­
schen Waffen werden Forschung und 
Produktion biologischer Waffen un­
terstützt. 

So berichtet die Zeitschrift „Wehr­
technik", Heft I I , 1981, über briti­
sche Geräte für die ABC-Abwehr 
u.a. folgendes: „Die Firma Primary 
Medical Aid hat eine Ausrüstung für 
Erste Hilfe nach einem ABC-Angriff 
entwickelt, zu der ein leichter Polyp-
propylin-Behälter mit Raum für ei­
nen Schutzanzug und ein Atem­
schutzgerät gehören. Die Ausrüstung 
umfaßt des weiteren Antibiotika zur 
Bekämpfung gewisser Krankheitser­
reger, die für bakteriologische 
Kriegsführung in Frage kommen. Zu 
diesen zählen Anthrax, Q-Fieber, 
Tularämie, Brucellose, Pest und epi­
demisches Fleckfieber. Dem für diese 
Krankheiten kennzeichnenden Fie­
ber kann auch durch ein mildes 
schmerzlinderndes Mittel und sinn­

volle Erste Hilfe begegnet werden." 
Die Effektivität dieser Gegenmaß­
nahmen bei einem Angriff mit biolo­
gischen Waffen wird jedoch gering 
eingeschätzt (ebenda Wehrtechnik 
Heft 11/81): „Vorläufig gibt es keine 
Methode, nach der ein biologischer 
Angriff festgestellt werden könnte, 
Impfung bzw. Immunisation gegen 
Krankheitsfolgen ist gängige Praxis. 
Unglücklicherweise gibt es mehr 
Krankheitserreger als Impfstoffe. 
Vom praktischen Standpunkt her 
stellt sich auch die Frage, ob es mög­
lich ist, im voraus festzustellen, was 
für Kampfstoffe der Feind einsetzen 
wird, und ob ein entsprechendes 
Impfprogramm durchführbar wäre. 
Kontamination kann auch verhin­
dern, daß gewisse Aufgaben durchge­
führt werden. So ist es zum Beispiel 
nicht möglich, in einer verseuchten, 
giftigen Umgebung ärztliche Be­
handlung durchzuführen." 
Dies alles wurde gesagt im Hinblick 
auf die Truppe, um wieviel mehr gilt 
es für die zivile Bevölkerung. 
Biologische Waffen sind: 

1. lebende Organismen, die Krank­
heiten bei Menschen (aber auch bei 
Tieren und Pflanzen) hervorrufen. 
Dazu gehören u.a. Bakterien, Viren. 
(Pest, Milzbrand, Fleckfieber u.a.) 
2. Toxine; das sind giftige Substan­
zen, die biologischen Ursprungs sind. 
D.h. Stoffwechselprodukte von Mi­
kroorganismen, Pflanzen und Tieren 
(Botulintoxin, Tetanustoxin, Dy-
senterie-Toxin). 
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Traditionelle biologische Waffen 
sind Krankheitserreger, die auch in 
Friedenszeiten die Menschen bedro­
hen. Alle Erkenntnisse zur Bekämp­
fung dieser Krankheitserreger kön­
nen zur Produktion biologischer 
Waffen mißbraucht werden. 
Fortschritte in den Naturwissen­
schaften, die zu einer verbesserten 
Kenntnis der Krankheitserreger, zu 
einer verbesserten Prophylaxe und 
medizinischen Behandlung führen, 
können ebenso für die biologische 
Kriegsführung mißbraucht werden, 
z.B.: 
• Umstellung der großtechnischen 
Produktion von Impfstoffen auf pa-
thogene Keime und Toxine 
• Übertragung von Antibiotikaresi­
stenzen und Virulenzen von einer 
Keimart auf eine andere 
0 Stabilisierung pathogener Keime 
gegen Umwelteinflüsse 
• Vermehrte Kenntnisse über das 
Immunsystem höherer Organismen. 
In kriegerischen Auseinandersetzun­
gen, in denen biologische Waffen ein­
gesetzt werden, ist die Zivilbevölke­
rung besonders betroffen, da für viele 
der einsetzbaren Waffen eine regio­
nale Begrenzung nicht möglich ist 
(z.B. Ausbreitung der Infektions­
krankheiten durch Erkrankte). 
Prophylaktische Schutzmaßnahmen 
gegen biologische Waffen für die Zi­
vilbevölkerung und die Truppen sind 
praktisch nicht durchführbar. Medi­
zinische Versorgung nach einem sol­
chen Angriff für eine größere Zahl 
von Erkrankten ist ebenfalls kaum 
möglich. 
Obwohl es eine Reihe von Vermutun­
gen und Verdächtigungen über be­
reits erfolgte Einsätze von biologi­
schen Waffen gibt, liegt bisher keine 
offizielle Bestätigung (z.B. von der 
UNO u.a. Organisationen) für einen 
Kriegseinsatz biologischer Waffen 
vor. 

Gen-Technologie 
Die Gen-Technologie als neuer Wis­
senschaftszweig entstand, als es vor 
ca. zehn Jahren gelang, mit Hilfe spe­
zifischer Enzyme gezielt bestimmte 
Bereiche (Gene) aus dem genetischen 
Material herauszuschneiden, zu iso­
lieren und von einem Organismus auf 
einen anderen zu übertragen. Als sich 
die Wissenschaftler der Tragweite 
dieser Möglichkeiten bewußt waren, 
forderten sie 1974 eine Bedenkpause 
für sich selbst. In dieser erarbeiteten 
sie Vorschriften, nach denen die Ver­
suche durchgeführt werden sollten 
und legten sich Versuchsbeschrän­
kungen auf. Die Gen-Technologie 
eröffnet die Möglichkeit des geneti­
schen Austausches zwischen: 
Bakterien - Menschen (Tiere) 
Bakterien - Pflanze 
Manipulationen am Menschen 
selbst. 

Als Beispiele für mögliche, damals 
nicht überschaubare, Risiken seien 
hier genannt: 
• Werden menschliche Darmbakte­
rien mit der Fähigkeit zur Insulinpro­
duktion ausgestattet, kann es dann, 
wenn 100 Prozent der Darmbakte­
rien Insulin produzieren, zu einem 
Insulinschock für den Menschen 
kommen? 
• Welche Gefahren ergeben sich bei 
der Produktion von Giftstoffen mit 
Bakterien? 
• Gefahren durch die Übertragung 
des genetischen Materials von tumor­
erzeugenden Viren auf Darmbakte­
rien. 
Die für die BRD geltenden „Richtli­
nien zum Schutz vor Gefahren von 
in-vitro neukombinierten Nuklein­
säuren" gehen im Grundsatz davon 
aus, daß der Schutz umso stärker sein 
muß, je gefährlicher das Produkt 
bzw. je weiter verwandtschaftlich 
entfernt die Organismen sind, zwi- • 
sehen denen Gene transferiert wor­
den sind. Die Richtlinien enthalten 
auch Versuchsverbote, z.B. Botulin-
toxin in Escherichia coli zu produzie­
ren. 
Risikoversuche und quantitative Ri­
sikoabschätzungen haben in der Zwi­
schenzeit zu einer verbesserten Risi­
koeinschätzung geführt. So würden 
für den o.g. Fall der Insulinproduk­

tion durch die gesamte Mikroorga­
nismenpopulation des Darmes eines 
Menschen nur ein Prozent der Ge­
samtproduktion des Menschen an 
Inäulin gebildet werden. Das würde 
zu keinen medizinischen Komplika­
tionen führen. 
Hingegen übersieht man noch nicht 
die vollen Auswirkungen, die eintre­
ten könnten, wenn man die Fähigkei­
ten der symbiontischen Stickstoff-Fi­
xierung auf Bakterien überträgt, die 
z.B. mit Weizen vergesellschaftet 
wachsen. Eine mögliche Gefahr wä­
re, wenn diese Bakterien dann auch 
mit sog. Unkrautpflanzen sich verge­
sellschaften, haben diese Pflanzen 
ebenfalls Nährstoffvorteile und 
wachsen verstärkt. Da es unmöglich 
erscheint, die in einem Ökosystem 
freigesetzten Bakterien wieder zu­
rückzuholen, sind Freilandversuche 
z.Zt. verboten; gleichwohl wird in­
tensiv an den Möglichkeiten der 
Übertragung genetischer Fähigkeit 
zur Stickstoff-Fixierung geforscht. 
Genmanipulationen am Menschen 
scheinen zunächst Einzelfallentschei­
dungen zu sein. In naher Zukunft. 
wird es möglich sein, eine Reihe gene­
tisch fixierter Eigenschaften bereits 
im Embryo festzustellen. Welche 
Konsequenzen gesellschaftlicher Art 
ergeben sich aus diesen Vorhersage­
möglichkeiten? Diese Fragen werden 
z.Zt. nicht in der Öffentlichkeit dis­
kutiert, obwohl die wissenschaftli­
chen Erkenntnisse intensiv vorange­
trieben werden. 

Wird man in Zukunft für gefährliche 
Arbeitsplätze die entsprechenden re­
sistenten Menschen aussuchen oder 
wird es auch weiterhin das Ziel blei­
ben, Arbeitsbedingungen zu schaf­
fen, daß jeder Mensch dort arbeiten 
könnte? Mittels der Methoden der 
Gen-Technologie ist es möglich, die 
Menschen in Gruppen einzuteilen; 
solche, die auf bestimmte chemische 
Substanzen stärker mit Krebsbildung 
reagieren und andere, die weniger 
anfällig sind. Das gilt nicht nur für 
Arbeitsplätze, sondern auch für die 
Umweltbelastung an einem Wohn­
ort. 
Es gibt kein offizielles Gremium, das 
sich mit diesen u.a. Fragen auseinan­
dersetzt. Wohl gibt es eine Kommis­
sion - die „Zentrale Kommission für 
biologische Sicherheit" (ZKBS) - der 
alle Arbeiten zu gentechnologischen 
Fragestellungen gemeldet werden 
und die entsprechend den „Richtli­
nien" Sicherheitsauflagen erteilt. Die 
Kommission kann auch Vorschläge 
zur Verbesserung der Richtlinien ma­
chen. Dieser Kommission gehören 
vier Fachwissenschaftler, vier Wis­
senschaftler aus verwandten Gebie­
ten (Virologen, Mediziner) und vier 
Vertreter des öffentlichen Lebens 
{DGB, Berufsgenossenschaft der 
chemischen Industrie, Bundesver­
band der pharmazeutischen Indu­
strie, Deutsche Forschungsgemein­
schaft) an. 

Von der Kommission wird z.Zt. die 
großtechnische Umsetzung bestimm­
ter genetischer Arbeiten für zu ge­
fährlich angesehen und deshalb ver­
boten, z.B. die industrielle Herstel­
lung von Interferon. Da man z.Zt. 
wenig über die Wirkungen von Inter­
feron weiß, besteht eine unkalkulier­
bare Gefahr für die Arbeiter bei der 
industriellen Herstellung. Im Falle 
der Produktion traditioneller Impf­
stoffe werden die in dem Herstel­
lungsprozeß tätigen Mitarbeiter im­
munisiert. Im Falle des Interferons 
ist dieser Weg nicht möglich, da In­
terferon von den Menschen selbst ge­
bildet wird und lebensnotwendig ist. 
Es wirkt jedoch schon in äußerst ge­
ringen Mengen. Welche Gefahr bei 
einer erhöhten Interferonkonzentra­
tion für Menschen besteht, ist derzeit 
nicht abzuschätzen. 
Desgleichen verboten sind z.Zt. die 
großtechnische Produktion von Gif­
ten aus genmanipulierten Bakterien. 
Toxine zu produzieren bzw. ihre Pro­
duzenten {z.B. Schlangen) zu züch­
ten, ist aufwendig und gefährlich. 
Für die Impfstoffgewinnung werden 
die Gifte jedoch benötigt. Man hofft, 
in der Zukunft mit Bakterien einen 
Teil des Giftmoleküls - und zwar den 
ungiftigen Teil - produzieren zu kön­
nen. Mit diesem „Gift" sollen dann 

Antikörper produziert werden, die 
auf das ganze, intakte, giftige Mole­
kül wirken. Durch ein ungefährliches 
Verfahren können so Impfstoffe pro­
duziert werden. Dennoch ist diese 
Produktionsweise z.Zt. verboten, 
weil man nicht ausschließen kann, 
daß die Bakterien, die nur einen Teil 
des Giftmoleküls bilden sollen, nicht 
das ganze giftige Giftmolekül bilden. 
Z.Zt. wird diskutiert, unter bestimm­
ten Sicherheitsauflagen die Versuche 
zu gestatten. 

Für die Zukunft (in 3 - 4 Jahren) 
prognostiziert Gautier, daß es keine 
Sicherheitsauflagen für die Gen-
Technologie mehr geben wird, und 
zwar deshalb, weil große finanzielle 
Investitionen für die großtechnische 
Anwendung gentechnologischer Er­
kenntnisse bereits getätigt wurden. 
Obwohl es in einigen Bereichen wün­
schenswert wäre, wenn eine intensi­
vere gesellschaftliche Diskussion ge­
führt werden würde, findet diese 
nicht statt. Der Naturwissenschaftler 
kann und soll nicht stellvertretend 
für die Gesellschaft die Entscheidung 
treffen; er kann „Fürs" und „Widers" 
aus seiner Sicht darlegen. 

Die Arbeitsgruppe hatte Schwierig­
keiten, sich zu organisieren. An Stelle 
des erkrankten Hans Kowerk (Ham­
burg) referierte der Diplompsycholo­
ge Hans Ludwig Siemen (Nürnberg). 
Für den vorgesehenen Arbeitsgrup­
penleiter Prof.Dr. Grubitzsch über­
nahm Dr. Gottfried Mergnerdie Lei­
tung der Arbeitsgruppe (Grubitzsch 
war durch einen Todesfall verhin­
dert). 

Keine Ratschläge 
Rolf Gutte (Bremen) konnte sich zu­
nächst nur schwer mit dem Gedan­
ken befreunden, mit dem ihm unbe­
kannten Siemen zusammen zu disku­
tieren: Was haben denn schon Psy­
chologie und Pädagogik gemeinsam 
zur Thematik beizutragen? 
Um es hier vorwegzunehmen: Die 
beiden Untersuchungsansätze er­
gänzten sich - ohne daß dies vorberei­
tet werden konnte - auf beängstigen­
de Weise. Damit sind wir schon mit­
ten in der Thematik der Arbeitsgrup­
pe. Der Bremer Studienleiter Dr. 
Rolf Gutte enttäuschte bewußt die 
zahlreich anwesenden Zuhörer. Sie 
erwarteten von ihm Ratschläge und 
Anregungen für eine erfolgreiche 
Friedenserziehung. Gutte dagegen 
kritisierte in seinem Referat sowohl 
die offiziellen als auch die sogenann­
ten alternativen Friedenspädagogik-
Konzepte, indem er nachzuweisen 
versuchte, daß sie genau das Gegen­
teil von dem bewirken, was sie vorge­
ben, bewirken zu wollen. Zuerst zeig­
te er auf, daß die ministeriell verord­
nete Friedenserziehung dem Inhalt 
nach Werbung für die Bundeswehr 
und Verharmlosung der Kriegsge­
fahr sei. Zahlreiche Zitate aus Ver­
ordnungen und Verlautbarungen be­
legten diese These. 
Dann fragte sich der Referent: Was 
sagen Pädagogen und Politiker ge­
meinsam über den Frieden aus: Frie­
den sei nach ihnen die Abwesenheit 
von Gewalt. Friedenserziehung sei 
demnach der Abbau von Gewaltbe­
reitschaft bei allen Menschen. Diese 
Bestimmung setze alle Arten von Ge­
waltanwendung, ob Rempelei, Sach­
beschädigung, Ausbeutung und 
Krieg gleich. Grund, Inhalt und 
Zweck der jeweiligen Gewaltanwen­
dung und damit die Möglichkeit der 
Unterscheidung zwischen Krieg und 
anderen 'Formen' der Gewalt wür­
den so einer nur formalen Bestim-

Der politische EntScheidungsprozeß 
zu den gesellschaftspolitischen Fra­
gen, die im Zusammenhang mit der 
Gen-Technologie aufgetreten sind 
und auch weiterhin entstehen wer­
den, muß erst noch organisiert wer­
den. 

Diskussion 
An das Referat von Fritz Gautier 
schloß sich eine sehr lebhafte Diskus­
sion über die Probleme, Risiken und 
Sicherheitskontrollen im Bereich der 
Gen-Technologie an. Ausführlich 
wurde die Rolle der Gesellschaft bei 
der Sicherheitskontrolle diskutiert. 
Die ZKBS allein wurde als nicht aus­
reichend angesehen, da sie nur darauf 
zu achten hat, daß die Richtlinien bei 
bestimmten Versuchen eingehalten 
werden bzw. verbesserte Sicherheits­
vorschriften vorschlägt, jedoch kein 
Gremium ist, das grundsätzlich die 
Anwendung der Gen-Technologie 
diskutiert. Ein solches Gremium - in 
dem auch grundsätzlich Kritiker ver­
treten sind- fehlt. Der Hauptteil der 
Diskussion bezog sich jedoch auf fol­
gende Fragen: 

mung geopfert: Überall gäbe es Ge­
walt. Nur hier mal mehr und dort mal 
weniger. Friedenserziehung könne es 
sich dann ganz leicht machen: Der 
Abbau von Gewalt fängt bei uns sel­
ber an. Doch gerade diese Einstel­
lung würde bei den Lehrern und 
Schülern die Tendenz fördern, den 
Frieden und die Entscheidung über 
den Krieg dem Schicksal oder den 
Politikern zu überlassen. 
Sie könnten so nicht sehen, daß die 
politisch Verantwortlichen schon 
heute die Kriegsgefahr vergrößern, 
weil sie auf der einen Seite staatliche 
Interessen schon zu Friedenszeiten 
mit allen Mitteln verfolgten, zum an­
deren damit rechnen könnten, daß 
die Bevölkerung sich durch Sach­
zwanglogik und Feindbilder manipu­
lieren ließe. Eine Einstellung des 
'Sich zur Wehr setzen1 würde wahr­
scheinlich dagegen wirksamer in der 
Bevölkerung Kräfte freisetzen, die ei­
ne Friedenspolitik erzwingen könn­
ten. 

Diese Pädagogik des 'Sich zur Wehr 
setzens' müßte sich inhaltlich und 
methodisch von den meisten der an­
gebotenen Friedenserziehungskon­
zepte abheben. 
Das Referat ließ die Fragen nach ei­
ner konkreten Ausgestaltung einer 
solchen alternativen Friedenserzie­
hung offen. Hier setzte nun auch die 
heftige und engagiert geführte Dis­
kussion der zahlreichen Teilnehmer 
ein, In ihren Beiträgen machten sie 
deutlich, daß sie zwar die Provoka­
tion des Referenten verstanden hät­
ten, daß ihnen aber der scheinbare 
resignative Grundzug in dem Referat 
für ihre Tätigkeiten als Lehrer oder 
Erzieher in anderen Bereichen nichts 
nütze. Man könne nicht einsehen, 
daß Erziehung zur Friedfertigkeit, 
zur Aufgabe von Feindbildern und 
zu friedlichen Konfliktlösungsstrate­
gien für die Erhaltung des Friedens 
unnütz sei. Beispiele aus der Ge­
schichte und aus dem aktuellen Ge­
schehen (Falkland-Konflikt) wurden 
zitiert und interpretiert. 
Wenn die Bevölkerung sich mehr­
heitlich für friedliche Konfliktlösun­
gen entscheiden würde, würden es 
doch die jeweiligen Regierungen 
schwer haben, vorhandene Kriegsbe­
reitschaft auszunutzen. Der Referent 
machte in seiner Antwort deutlich, 
daß moderne Kriege nicht wegen der 
Begeisterung der Bevölkerung be­
gonnen werden sondern wegen der 
Verselbständigung einer Politik der 

- Welche Kriterien sollen angelegt 
werden, um zu entscheiden, welche 
Forschungsansätze gemacht werden 
sollen und welche nicht? 
- Werden in Zukunft gesellschaftliche 
Probleme mit naturwissenschaftli­
chen Erkenntnissen gelöst anstelle 
gesellschaftspolitischer Lösungen? 
- Wie kann die Öffentlichkeit in eine 
Diskussion, die große Sachkenntnis 
verlangt, einbezogen werden? 
- Ist ein militärischer Mißbrauch der 
Gen-Technologie zu erwarten? 
- Welche Verantwortung trägt der als 
Gen-Technologe tätige Wissen­
schaftler? 
Als Fazit der Diskussion kann viel­
leicht gesagt werden, daß man sich 
weitgehend einig war, daß der Er­
kenntnisfortschritt in der Gen-Tech­
nologie nicht angehalten werden 
kann. Um Mißbräuche zu vermeiden, 
muß einerseits der Wissenschaftler 
sich der Verantwortung, die er für 
seine Forschung trägt, voll bewußt 
sein, aber andererseits muß auch die 
Öffentlichkeit bereit sein (und die 
Möglichkeit haben), an der Diskus­
sion teilzunehmen und Entscheidun­
gen zu treffen. J.S. 

Sachzwange, einer Politik, die schon 
in Friedenszeiten staatliche und öko­
nomische Interessen mit Hilfe von 
Macht, Gewaltandrohung bzw. 
Sachzwanglogik durchzusetzen ver­
suche. Die Waffenlieferungen z.B. in 
Zweit- und Drittländern, die Auftei­
lung der Welt in ökonomische und 
politische Interessensphären würden 
schon lang bevor es zum bewaffneten 
Konflikt komme Gewaltverhältnisse 
schaffen, die in sich die Gefahr trü­
gen, die dann aktuelle kriegerische 
Gewaltanwendung als Sachnotwen­
digkeit erscheinen zu lassen. 
Das charakteristische für diese Ver­
hältnisse sei, daß auf sie der Friedens­
willen der Bevölkerung keinen Ein­
fluß haben könnte, da diese Gewalt­
verhältnisse ja anscheinend von den 
Handlungsmöglichkeiten der betrof­
fenen Menschen sich verselbständigt 
hätten. 

Nach einer kurzen Pause, die von 
einigen Teilnehmern zur Abwande­
rung zu den anderen Arbeitsgruppen 
genutzt wurde, hörte man sich im 
kleineren Kreise das Referat von 
Hans-Ludwig Siemen über 'Panik­
theorie' - als Aufstandsprevention im 
Kriegsfalle an. 

Paniktheorie 
Die Ausgangsthese des Referats war, 
daß die Militärpsychatrie davon aus­
ginge, daß es kaum gelingen könne, 
die Bevölkerung für Kriege zu begei­
stern. Vielmehr müßten im Kriegsfal­
le die anonymen Sachzwange zur per­
sönlich erfahrbaren Kontrolle und 
Lenkung der Bevölkerung 'verdeut­
licht' werden. Dies sei Ziel der Panik­
forschung. 
Das Entfachen der Panik beim Geg­
ner und die Verhinderung und Be­
kämpfung der Panik in den eigenen 
Reihen könnten ja 'kriegsentschei-
dend' sein. Panik sei nach der Mei­
nung dieser Wehrpsychologen eine 
„planlose und unzweckmäßige Ab­
wehr einer zur Masse degenerierten 
Menschengemeinschaft, die kollektiv 
auf eine tatsächliche oder vermeintli­
che Bedrohung ihrer Existenz er­
folgt". (Brickenstein. Rudolf, einer 
der führenden Berater des Verteidi­
gungsministeriums in dieser Frage, 
1980). Dieser 'Rückfall* in 'primitive 
Selbsterhaltung' muß nun rechtzei­
tig, das meint v o r dem Ausbruch 
des Konfliktes, verhindert werden -

Fortsetzung auf S. 6 

Arbeitsgruppe Psychologie/Pädagogik 

„Dieser Rückfall in die 'primitive 
Selbsterhaltung' muß rechtzeitig 
verhindert werden" 
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zumal als Vorzeichen für Panik u.a. 
auch „häufige wilde Streiks, gemein­
same Unregelmäßigkeiten, Wider­
setzlichkeiten, Sachbeschädigungen, 
rücksichtslose Verfolgung von Min­
derheiten und grober Vandalismus" 
zähle. (Ebenfalls Brickenstein). Sein 
Kollege Deussen ist für noch mehr 
Vorsicht. Für ihn sind Panikvorbo­
ten „allgemeines Unsicherheitsge­
fühl, Lethargie, Defätismus, destruk­
tive Kritik und mangelnde Selbstbe­
hauptung". (Deussen in Wehrkunde, 
11, 1962). 

Mit Vor t r ägen übe r Car l von Os­
sietzky w u r d e n die „Ossietzky-
Tage '82 in der Univers i tä t Ol­
d e n b u r g eingeleitet . Nachfolgend 
eine Kurzfassung des Vor t rages 
von D r . Ingo Mül ler (Univers i tä t 
O l d e n b u r g ) „Car l von Ossietzky 
u n d die Verfolgung des Pazifis­
m u s " 

Seit Pazifisten in Deutschland tätig 
sind, hat es eine politische Justiz -
nach Kirchheimers inzwischen klas­
sischer Definition: Dienstbarma-
chung gerichtsförmiger Verfahren zu 
politischen Zwecken - gegen sie gege­
ben. 

Im Kaiserreich waren es Beleidi­
gungsverfahren, denen Pazifisten 
ausgesetzt waren. Unter ihren Opfern 
findet man auch zwei spätere deut­
sche Friedensnobelpreisträger: Lud­
wig Quidde und Carl von Ossietzky. 
Trotz dieser und noch eklatanterer 
Beispiele politischer Justiz - vor al­
lem gegen Sozialdemokraten - blieb 
das Gerichtsverfahren als Mittel der 
Ausschaltung des politischen Geg­
ners jedoch die Ausnahme. Das än­
derte sich grundlegend nach dem Er­
sten Weltkrieg. „Die revolutionären 
Explosionen, für die der Zündstoff 
im Schützengrabenschlamm des Er­
sten Weltkriegs zusammengetragen 
worden war, zerstörten, was von der 
Scheidung von Opposition und Ver­
rat, der großen Leistung der politi­
schen Justiz in der vorhergehenden 
Periode, noch übriggeblieben war". 
Insbesondere die vielen Landesver­
ratsprozesse der damaligen Zeit zeig­
ten das Bemühen, die Mauer nieder­
zureißen, die Rechtsprechung und 
Rechtslehre im 19. Jahrhundert zwi­
schen dem Nichtdelikt der Gegner­
schaft gegen die Politik der Regie­
rung und dem Delikt des Landesver­
rats, zwischen Meinungsverschieden­
heiten über den Kurs der nationalen 
Politik und tätigem Zusammengehen 
mit dem auswärtigen Feind errichtet 
hatten. 

Landesverrat 
Nach dem Versailler Vertrag, der im­
merhin als „Gesetz über den Frie­
densschluß" vom 16. Juli 1919 deut­
sches Reichsgesetz geworden und so­
mit für alle deutschen Staatsbürger 
verbindlich war und nach Art. 178 
Abs. 2 der Reichs Verfassung im Ran­
ge sogar über dieser stand, war 
Deutschland rigiden Rüstungsbe­
schränkungen unterworfen. Ande­
rerseits waren „vaterländische Krei­
se", insbesondere das Militär, nicht 
bereit, den „Schandfrieden" von Ver­
sailles zu akzeptieren und die „neue 
alte Armee" (Seeckt) nutzte jede Ge­
legenheit, sich unter Bruch des Ver­
sailler Vertrages zu verstärken, sogar 
Mobilmachungspläne gegen Frank­
reich wurden geschmiedet. 
Diese geheimen Rüstungen wurden 
von der aus dem Kaiserreich über­
nommenen Bürokratie und vor allem 
von der Justiz nach Kräften unter­
stützt. 

War nach klassischer Auffassung in 
der Rechtssprechung lediglich die Be­
kanntgabe offizieller militärischer 
Geheimnisse Landesverrat oder 
Spionage gewesen, so wurde - der 
Ausweitung des Begriffs entspre­
chend - alles verfolgt, was in der Lage 
zu sein schien, die Reichswehr zu ver­
stärken - so auch Mitteilungen über 

Das Arsenal der Mittel zur Bekämp­
fung dieser 'Krankheit ' läßt uns je­
doch erschrecken: Ersttnal müsse 
man präventiv gegen die sogenann­
ten 'Panikpersonen' vorgehen. Diese 
besonders anfälligen Leute würden 
im Panikfall als Verstärker und Kata­
lysatoren wirken. Sie rechtzeitig zu 
erkennen und rechtzeitig zu isolieren 
(Aufgabe für MAD und Verfassungs­
schutz) sei die wichtigste Aufgabe der 
Panikprävention. Brickensteins Mit­
tel und Präventivvorschläge sind je­
doch noch umfassender. So müsse 
für den Konfliktfall die Verhinde­
rung von Diskussionen, die Ausein­

illegale Geheimbünde. Ja selbst 
hochverräterische Unternehmen 
wurden für geheim erklärt, mit der 
Konsequenz, daß Mitteilungen über 
sie als „Landesverrat" geahndet wur­
den. 
Von 1882 bis 1913 waren nur 32 Per­
sonen wegen Hoch- und Landesver­
rats und 127 wegen Spionage verur­
teilt worden, also nicht mehr als fünf 
Personen pro Jahr. Dagegen wurden 
allein in den Jahren von 1924 bis 1927 
über 10.000 Verfahren wegen Hoch-
und Landesverrats eingeleitet und 
1071 Personen verurteilt. 
Das erste Verfahren, in dem der aus­
geweitete Landesverratsbegriff eine 
Rolle spielte, war das gegen den pazi­
fistischen Journalisten Felix Fechen-
bach, den ehemaligen Sekretär Eis­
ners während der Bayerischen Räte­
republik, der nach Eisners Ermor­
dung durch den Grafen Arco-Valley 
dem Korrospondenten einer engli­
schen Nachrichtenagentur u.a. Be­
richte über rechtsradikale Geheimor­
ganisationen in Bayern übergeben 
hatte. Die Verhandlung vor dem 
Volksgericht München fand unter 
Ausschluß der Öffentlichkeit statt; 
das Gericht verordnete allen Beteilig­
ten ein Schweigegebot und verurteilte 
Fechenbach schließlich zu elf Jahren 
Zuchthaus. Der Verteidiger im Fe-
chenbach-Prozeß, Max Hirschberg, 
stellte zu dem Verfahren fest: 
Mit der Frage, inwiefern illegale Orga­
nisationen, die den Sturz der geltenden 
Verfassung betreiben, gegen Auf de k-
kung durch die gesetzlichen Bestim­
mungen geschützt sein können, machte 
sich das Gericht keine große Mühe. Es 
stellte einfach fest, daß dies alles Ur­
kunden oder Nachrichten seien, die an­
deren Regierungen gegenüber geheim­
gehalten werden müßten und daß jede 
Veröffentlichung dieser Geheimnisse 
gegen § 92 Nr. I StGB verstoße. Damit 
eröffnete der Fechenbach-Prozeß die 
lange Reihe von Strafverfahren wegen 
Landesverrats gegen Journalisten, die 
im Interesse des Friedens und der Wei­
marer Republik die Aufdeckung dieser 
illegalen verfassungswidrigen Organi­
sationen und der geheimen Aufrüstung 
unternahmen. Der Zweck dieser Straf­
verfahren, die pazifistischen und links­
stehenden Journalisten mundtot zu 
machen und die faschistischen Organi­
sationen zu schützen, die sich den 
Sturz der Reichsregierung und die Be­
seitigung der geltenden Verfassung 
zum Ziel gesetzt hatten, war damit er­
reicht. Damit übernahm die politische 
Justiz den Schutz der Todfeinde der 
geltenden demokratischen Verfassung 
(4). 

Als „Staatsgeheimnis" wertete die Ju­
stiz in der Folgezeit die Verbindung 
der Reichswehr zu den oben schon 
erwähnten Geheimbünden (Fall 
Oehme), die Bildung einer „Ver­
kehrswehr", die Sabotageakte im 
Ruhrgebiet verüben sollte (Fall 
Steinecke), Mobilmachungspläne der 
vaterländischen Verbände und 
Staatsstreichpläne der Nationalso­
zialisten vom August 1923 (Fall 
Quint), die Einstellung sogenannter 
Zeitfreiwilliger in die Reichswehr 
(Fall Gerlach), die Bewaffnung cjer 
rechtsradikalen Kampforganisation 
Stahlhelm durch die Polizei (Fall Tie-
lemann) sowie der Aufbau militanter 
nationalsozialistischer Kampforga-
nisationen (Fall Steinmeyer). In allen 
genannten Fällen wurde gegen die 
Personen, die den jeweiligen Skandal 

ander'führung' aufgeregter Men­
schenansammlungen, die Ableitung 
der Menschenansammlungen aus ei­
nem Panikzentrum in eine gewünsch­
te Richtung, vorbereitet werden. 
Wenn alles dies nichts helfe, solle als 
ultimaratio die Masse gegen den 
Feind gerichtet werden, damit die Pa­
nik der Massen wenigstens noch ei­
nen militärischen Nutzen habe. 
Die Restmassen sollen vorläufig in 
'Sammelstellen' abgeführt werden. 
Und in einer Schrift des Bundesmini­
steriums für Verteidigung heißt es 
kühl: „Alles kommt darauf an, die 
Notbremse zu finden! (...) Notfalls ist 

Öffentlich gemacht hatten, ein Lan­
desverratsverfahren eingeleitet, das 
oft zur Verurteilung führte. 
Nahezu alle engagierten Pazifisten 
der damaligen Zeit, unter ihnen Lud­
wig Quidde, Fritz Küster, Berthold 
Jacob, Emil Julius Gumbel und Hell­
mut von Gerlach, waren Landesver­
ratsverfahren ausgesetzt, so daß Os­
sietzky nicht ganz unrecht hatte mit 
seiner Bemerkung: „Für das Reichs­
gericht genügt schon die Kenntnis 
antimilitaristischer Einstellung. Das 
ist Landesverrat". 

Am 12. März 1929 veröffentlichte die 
„Weltbühne" einen von dem Journa­
listen und Luftfahrtexperten Walter 
Kreiser unter dem Pseudonym Heinz 
Jäger verfaßten Artikel mit dem Titel 
„Windiges aus der deutschen Luft­
fahrt". Der Aufsatz bezog sich auf 
eine Anfrage im Reichshaushaltsaus­
schuß, in dem Vertreter aller Parteien 
das Geschäftsgebahren der Luft­
fahrt-Abteilung des Reichsverkehrs­
ministeriums kritisiert hatten. Krei­
sers Artikel geißelte zunächst Fehl­
planung und Mißwirtschaft bei den 
Luftfahrlsubventionen und machte 
schließlich einige zarte Andeutungen 
über den finanzverschlingenden Auf­
bau einer (verbotenen) Luftwaffe. 
Der letzte Satz („Aber nicht alle 
Flugzeuge sind immer in Deutsch­
land...") spielte auf die Ausbildung 
deutscher Piloten in der Sowjetunion 
an. 

Der Artikel erregte zunächst kein be­
sonderes Aufsehen. Zwar legte man 
im Reichswehrministerium routine­
mäßig eine Akte an und schickte sie 
zur Reichsanwaltschaft nach Leip­
zig; zwar eröffnete die Reichsanwalt­
schaft ein Ermittlungsverfahren we­
gen Landesverrats und Spionage, an­
sonsten aber geschah nichts. Wenn 
man oft genug erlebt hatte, daß Er­
mittlungsverfahren gegen Journali­
sten zur Einschüchterung eingeleitet 
worden waren, hofften Freunde Os-
sietzkys sogar, das Verfahren würde 
irgendwann sang- und klanglos ein­
gestellt. Daß im Weltbühnenprozeß 
zweieinhalb Jahre zwischen Tat und 
Eröffnung der Hauptverhandlung la­
gen, hatte wohl seine Ursache in den 
Differenzen zwischen Reichswehrmi­
nisterium und dem 1928 noch von 
Stresemann geleiteten Außenmini­
sterium, das, wie Ossietzky schrieb, 
damals „noch nicht naziverseucht" 
war und dessen „damaliger Kurs sich 
noch von Generalsumtrieben und Ei­
genmächtigkeiten des militärischen 
Ressorts gestört fühlte." 
Am 17. November 1931 wurde 
schließlich die Hauptverhandlung er­
öffnet, von der nur wenig mehr be­
kannt ist, als daß sie drei Tage dauer­
te und mit der Verurteilung Kreisers 
und Ossietzkys endete. Die Informa­
tionen in der damaligen Presse sind 
spärlich, da während des gesamten 
Verfahrens einschließlich der Urteils­
verkündung die Öffentlichkeit ge­
mäß § 173 Abs. 2 des Gerichtsverfas­
sungsgesetzes ausgeschlossen und 
gleichzeitig den Beteiligten über alles 
im Verfahren Erörterte Schweigege­
bot auferlegt worden war. 

Aus dem - bis heute geheimen - Ur­
teil, das Ossietzky und Kreiser zu je 
18 Monaten Gefängnis verurteilte, 
geht immerhin hervor, daß die Ver­
teidigung die Vernehmung von 19 
Zeugen zum Beweis dafür beantragt 
hatte, daß die veröffentlichten Tatsa­
chen längst bekannt gewesen seien. 

Waffengebrauch nicht zu umgehen. 
Hierbei ist zu bedenken: Die noch 
nicht verwendete Waffe bannt mehr 
als die, welche zu früh gebraucht 
wird." (Schriftreihe Innere Führung, 
Panik 1962 S 35). In einem kurzen 
Rückblick in die Geschichte (vor al­
lem vor dem 2. Weltkrieg) zeigt der 
Referent die Kontinuität dieser tech­
nokratischen 'Friedenssicherung' 
auf. Neu sei, daß heute viel stärker 
die Bedeutung der Panikprävention 
für den zivilen Bereich herausgestellt 
werde. Hierfür werde schon heute 
durch Symposien und Vortragsrei­
hen für Fachleute eifrig geworben. In 

Der Antrag wurde zurückgewiesen, 
„weil nach der ständigen Rechtspre­
chung des Reichsgerichts der Begriff 
des 'Geheimseins' ein relativer ist. Es 
kann also sehr wohl die als geheim 
anzusehende Tatsache in einem be­
stimmten Kreise bekannt gewesen 
sein, ohne dadurch ihrer Geheimei­
genschaft im Sinne des § 1 Abs. 2 des 
Spionagegesetzes verlustig zu ge­
hen." 

Ebenso mühelos konstruierte das 
Reichsgericht, Ossietzky habe vor­
sätzlich gehandelt, sein Wille sei dar­
auf gerichtet gewesen, Spionage zu 
betreiben: „Der Angeklagte war auch 
Pazifist. Mit der Erwähnung der Tat­
sache soll zu dieser Weltan­
schauungsfrage keine Stellung zu Un­
gunsten des Angeklagten genommen 
werden. Sie rechtfertigt aber psycho­
logisch den Schluß, daß der Ange­
klagte mit dem fraglichen Artikel 
'antimilitärisch' wirken wollte, unter 
diesem Gesichtspunkt ergibt sich 
zwanglos der Wille des Angeklagten, 
etwas von der Militärverwaltung Ge­
heimgehaltenes aufzudecken." 

Bundesrepublik: 
Justiz und 

Remilitarisierung 
Subtiler als die Justiz der Weimarer 
Republik und mit der des Dritten 
Reiches kaum vergleichbar ging die 
Justiz der Bundesrepublik gegen Pa­
zifisten vor. Es fehlte angesichts der 
antimilitaristischen Schwüre auch 
konservativer Politiker und einer 
Kriegsmüdigkeit im deutschen Volk 
an der rechten Legitimation. Gleich­
wohl wurde radikaler Pazifismus, zu­
meist unter dem Deckmantel der 
Kommunistenverfolgung, auch von 
der Justiz der Bundesrepublik be­
kämpft. Welchen Anteil die Pazifis­
musbekämpfung an der Kommuni-
stenverfolgung hatte, darüber läßt 
sich nur spekulieren. Das sogenannte 
„politische Strafrecht neuer Art", das 
besser Strafrecht „alter Art" genannt 
würde, hatte weite Teile des NS-
Staatsschutzrechts wieder in Kraft 
gesetzt; vor allem übernahm es den 
von Freisler und Gürtner entwickel­
ten Grundgedanken des „vorverleg­
ten" Staatsschutzes. Dieses „neue" 
Staatsschutzrecht führte dazu, daß 
gegen 120.000 Personen Verfahren 
eingeleitet wurden. Zwei der größten 
Verfahren jener Zeit waren die gegen 
den „Hauptausschuß für Volksbefra­
gung" und das „Friedenskomitee". 
Im Prozeß gegen leitende Funktionä­
re des „Hauptausschusses für Volks­
befragung", später „Hauptausschuß 
gegen Remilitarisierung und für den 
Abschluß eines Friedensvertrages", 
ging es um die Bewertung der ver­
schiedenen Volksbefragungsaus­
schüsse als „kriminelle Vereinigun­
gen" im Sinne des § 129 StGB. Ob­
wohl die Bundesregierung sie schon 
kurz nach ihrer Gründung im Jahre 
1951 zu Vereinigungen erklärt hatte, 
„die durch Art. 9 Abs. 2 G G kraft 
Gesetzes verboten" seien, und die 
Landesregierungen aufgefordert hat­
te, jede Betätigung der Ausschüsse zu 
unterbinden, hatten die Befragungs­
ausschüsse nach eigenen Angaben 
71.812 Aktionen in Betrieben, 
Wohnvierteln und Dörfern durchge­
führt, bei denen sich annähernd zehn 
Millionen Bürger gegen die Remilita-

der Diskussion äußerte sich erstmal 
Unglaube an dem Gehörten. Kann 
das wahr sein? Habe dies denn nicht 
nur partielle Bedeutung? Seien die Zi­
tate nicht der Ausfluß unbedeutender 
Randfiguren? 

Der Referent konnte durch sorgfälti­
ge Belegung und der Darstellung der 
Repräsentanz der verwendeten Lite­
ratur den Unglauben in Erschrecken 
wandeln. Intensiv wurde überdie Be­
deutung dieser Kenntnisse für die 
Friedensbewegung diskutiert. Hier­
durch bekam auch das Referat von 
Gutte die vorher so vermißte nötige 
Konkretion. G.M. 

risierung und für den Abschluß eines 
Friedensvertrages ausgesprochen 
hatten. Die verschiedenen Strafver­
fahren gegen Mitglieder der Aus­
schüsse sollten, wie schon ihr Verbot, 
eine Volksbewegung gegen die Remi­
litarisierung verhindern; Adenauer 
selbst bekannte in seinen Erinnerun­
gen, daß eine solche Bewegung zu 
befürchten war. 

Der BGH machte es sich einfach. 
Konnte er das Ziel des Hauptaus­
schusses nicht als „kriminell" be­
zeichnen, so erhob er die Mittel zur 
Erreichung des Zieles zum Endzweck 
des Ausschusses. Er verurteilte Neu­
mann und Bickel zu je drei Jahren 
und Bechtle zu acht Monaten Ge­
fängnis, da sie „seit September 1951 
Hetze (betrieben), die sich nicht nur 
gegen den Bundeskanzler und die 
Mitglieder der Bundesregierung, son­
dern auch gegen die sozialdemokrati­
sche Opposition richtete... Wegen 
dieser Hetze, die systematisch ohne 
Unterbrechung mit einer Flut von 
Beleidungen, Beschimpfungen und 
Verunglimpfungen betrieben wurde, 
war der Hauptausschuß seit Septem­
ber 1951 eine Vereinigung, deren Tä­
tigkeit daraufgerichtet war, strafbare 
Handlungen zu begehen." 
Schwerer hatte es die Justiz mit dem 
Verfahren gegen das Friedenskomi­
tee (FK) vor dem Landgericht Düs­
seldorf, das sich zum umfangreich­
sten politischen Prozeß der 50er Jah­
re auswuchs. In diesem Verfahren 
waren nicht sämtliche Angeklagte 
Kommunisten, und das FK hatte nur 
in allgemeiner Form, keineswegs mit 
den üblichen kommunistischen Ver­
balradikalismen, Wiederaufrüstung 
und Westintegration kritisiert. 
Obwohl das Gericht im Laufe der 
56tägigen Verhandlung anonyme Be­
lastungszeugen zuließ und Beweisan­
träge der Verteidigung mit unzulässi­
gen Begründungen zurückwies, lie­
ßen sich die Vorwürfe der kriminel­
len und geheimbündlerischen Verei­
nigung nicht halten. Die Staatsan­
waltschaft war jedoch ständig be­
müht, das FK als kommunistische 
Tarnorganisation darzustellen. Sie 
qualifizierte Kritik an Bundeskanzler 
Adenauer, der selbst mit der Ehre 
seiner politischen Gegner, nicht zu­
letzt der pazifistischen Organisatio­
nen, nicht „pingelig" umging, als 
„Staatsgefährdung" und hielt den 
Angeklagten Diehl, einen der Nicht-
kommunisten, aufgrund seiner Äu­
ßerung, er schäme sich nicht, neben 
Kommunisten auf der Anklagebank 
zu sitzen, der Verfassungsfeindschaft 
für überführt. 

Das Gericht verurteilte schließlich 
sämtliche sechs Angeklagten zu Ge­
fängnisstrafen. Bei fünf von ihnen 
wurde die Strafe zur Bewährung aus­
gesetzt, die Motive der Entscheidung 
verriet der Vorsitzende, als er in der 
mündlichen Urteilsbegründung die 
Verurteilten belehrte, „daß bei einer 
Aussetzung davon ausgegangen ist, 
daß sie sich in Zukunft ruhig verhal­
ten". Trotz der zahlreichen gerügten 
Verfahrens fehler blieb die Revision 
gegen das Urteil erfolglos. 

Eine ausführliche Fassung des Vor­
trages ist inzwischen indemSammel-
band „Friedenszeichen Lebenszei­
chen", Ein Lesebuch zur Friedenser­
ziehung (hrsg. von H. Donat u, J.P. 
Tammen, edition „die Hören", 1982, 
S. 195-217) erschienen. 

Carl von Ossietzky und Verfolgung des Pazifismus 
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Lehrbeauftragter 
zu Anhörung geladen 
Am kommenden Mittwoch soll 
sich der Sozialwissenschaftler Dr. 
Harald Werner einer Anhörung 
im Innenministerium in Hanno­
ver stellen. Damit wurde erstmals 
ein Lehrbeauftragter der Univer­
sität vor die Anhörungskommis­
sion zitiert, was nach Meinung 
von Juristen eine neue Qualität im 
Umgang mit dem Radikalenerlaß 
bedeutet, da Lehrbeauftragte we­
der den Status eines Beamten 
noch den eines Angestellten ha­
ben. 

Werner werden in dem Schreiben 
„gerichtsverwertbare Tatsachen" 
über einen Zeitraum der letzten 
zehn Jahre vorgehalten; u.a. seine 
Kandidaturen für den MSB Spar­
takus zwischen 1973 und 1975 
zum Studentenparlament und für 
die DKP zu den Kommunalwah­
len 1976 und 1981. Werner gehör­
te dem Gründungsausschuß der 
Universität Oldenburg an. 

Musik-Forum 
Das im Mai begonnene Forum „Mu­
sikerziehung in den deutschsprachi­
gen Ländern" wird am 12./13. Juni 
fortgesetzt mit Informationen über 
Schweizer Verhältnisse. Am Beispiel 
des Kantons Aargau erläutert der 
Schweizer Gast Dr. A. Haefeli. Wei­
tere Themen: Lied, Singen und Stim­
me in Musiklehrbüchern aus der 
BRD, DDR. Schweiz und Österreich 
(Gruppenarbeit) und Lehrerausbil­
dung in diesen Ländern. Beginn: 
Sonnabend, 12. Juni, um 11.00(nicht 
10.00) Uhr in D 103 (Konferenz­
raum), Ende: Sonntagmittag. Diese 
Lehrveranstaltung wendet sich vor 
allem an Studierende der Musik. 
Teilnehmer können über Frau Rüde­
busch (C 106) Unterlagen für den 1. 
Teil (Mai) und 2. Teil (Juni) anfor­
dern. 

Leben der 
Effi Briest 
Im Rahmen der von der Universitäls-
gesellschaft und der Universität ge­
meinsam veranstalteten Vorträge 
1982 hält am Donnerstag, 10. Juni, 
20.00, im Vortragssaal des Stadtmu­
seums der Literaturwissenschaftler 
Professor Dr. Joachim Dyck (Uni­
versität Oldenburg) einen Vortrag 
mit dem Thema „Immer Tochter der 
Luft: Das gefährliche Leben der Effi 
Briest." 

Seminar mit 
Kempowski 
Am 10. und It. Juni findet das 6. 
Kempowski-Seminar im Haus des 
Schriftstellers in Nartum statt. The­
ma: ..Das Schriftstcllerportrait im 
Fernsehen als Gattungsform". An­
hand von Beispielen aus Literatur­
sendungen sollen Kriterien zurTypo-
logie und Kritik solcher öffentlicher 
Portraits erarbeitet werden. Walter 
Kempowski hat für dieses Seminar 
auch Alfred Mensack.den Leiter des 
3. Kernsehprogramms bei Radio Bre­
men, eingeladen. Die Veranstaltung 
ist für alle Hochschulangehörigen 
und auch Interessenten aus der Be­
völkerung offen. Abfahrt jeweils am 
10. und 11. Juni morgens um 8.15 mit 
dem Busam Uhlhornsweg. Rückkehr 
gegen 20.30. Interessenten sollten 
sich nach Möglichkeit bei Frau 
Schmidt im Fachbereich 2 (Raum 
VG 404. Tel.: 79X2303) anmelden. 

Wirbel um die neuen Sportstätten 
Wirbel machten Studenten in der In­
nenstadt, um für die rechtzeitige In­
betriebnahme der neuen Sportstätten 
am Uhlhornsweg zu demonstrieren. 
Hintergrund der Demonstration: Es 
stehen keine Stellen zum 1. Oktober 
für Bademeister und Gerätewarte 
u.a. zur Verfügung. Zwar hat das Mi­
nisterium der Universität angeboten, 
bis zum nächsten Jahr einen Bade­

meister und einen Gerätewart aus 
nichtbesetzten Stellen zu finanzieren, 
doch reicht das nach Angaben des 
Faches nicht aus, um auch nur den 
Lehrbetrieb in den neuen Gebäuden 
sicherzustellen - ganz zu schweigen 
vom Freitzeitsport, an dem wöchent­
lich etwa 3.000 Personen teilnehmen -
davon sind etwa die Hälfte nicht 
Hochschulangehörige. F : Kleinhalz 

21 Professoren fordern 
die Suspendierung Rauschs 
Initiative an den Niedersächsischen Kultusminister 
21 Professoren der Oldenburger Uni­
versität haben den niedersächsischen 
Kultusminister Dr. Werner Remmers 
aufgefordert, die Suspendierung des 
Gymnasialdirektors Karl-Heinz 
Kausch, Hannoversch-Münden, auf­
recht zu erhalten und Berufung gegen 
das erstinstanzliche Urteil der Diszi­
plinarkammer einzulegen. Das Ge­
richt hatte die vorgeworfene Verlet­
zung von Verfassungspflichten durch 
den Schulleiter weitgehend zurückge­
wiesen. 
Die Oldenburger Hochschullehrer 
schlössen sich damit einer Initiative 
von Osnabrücker Professoren an. Sie 
unterschrieben einen Brief an den 
Minister, in dem es wörtlich heißt: 
„Als Wissenschaftler, die in der Leh­
rerausbildung tätig sind, haben wir 
mit großer Bestürzung Ihre Anwei­
sung zur Kenntnis genommen, den 
vor dreieinhalb Jahren suspendierten 
Gymnasialdirektor Karl-Heinz 
Kausch (Hann.-Münden) wieder in 
sein Amt als Schulleiter einzusetzen. 
Das erstinstanzliche Disziplinarkam-
merurteil, das auf eine Verletzung 
von Verfassungspflichten durch 
Kausch nicht erkennen will und Ihrer 
Entscheidung zugrundeliegt, muß 
unseres Erachtens die Landesregie­
rung veranlassen, Berufung beim 
Niedersächsischen Disziplinarhof 
einzulegen und an der Suspendierung 
Kauschs festzuhalten. 
Zur Verdeutlichung unserer Position 
dürfte es genügen, wenn wir auf 
Kauschs 'Vorbericht' zu dem 1977 
erschienenen Machwerk 'Ein anderer 
Hitler' von Hermann Giesler verwei­
sen, dessen distanz- und verantwor­
tungslose Führer-Lobhudelei von 
Kausch als Bemühen gepriesen wird, 
'Zeugnis zu geben für Verhältnisse in 
Deutschland vor 1945 und in den 
Jahren unmittelbar danach, für die 
zahllose andere das Zeugnis verwei­
gern oder... verfälschen'. Um dem 
Leser zu suggerieren, den Auslassun­
gen des ehemaligen Hitler-Architek­
ten Giesler käme besonderes Ge­
wicht zu, schreckt Kausch nicht da­
vor zurück, den um nachträgliche, 
selbstkritische Einsicht bemühten 

Erinnerungen Albert Speers im sel­
ben Atemzug „Unscharfe und 
Schummertechnik" anzukreiden und 
den Propyläen-Verlag wegen der Sät­
ze zu beschimpfen, mit denen er sei­
nerzeit Speers 'Spandauer Tagebü­
cher' ankündigte: Sie seien behaftet 
'mit dem unangenehmen Geruch des 
Schmuddeligen, den die Neigung zur 
Psychologie leicht annimmt". 
Diese und weitere, ihm angelastete 
Mitwirkungen Kauschs an der Wie­
deraufwertung und Verbreitung neo­
nazistischen Gedankengutes lassen 
es nach unserer festen Überzeugung 
keinesfalls zu, ihm erneut die Verant­
wortung für Lehrerkollegium und 
Schülerschaft eines Gymnasiums an­
zuvertrauen. Zugleich besteht die 
Wahrscheinlichkeit, daß dadurch in 
der Öffentlichkeit eine außerordent­
lich gefährliche Tendenz i.S. der Er­
mutigung neonazistischer Tendenzen 
gefördert würde. 

Prüfungsordnung 
für Psychologen 
Die vom Fachbcrcichsrat 5 neu for­
mulierte Diplomprüfungsordnung 
für das Fach Psychologie ist vom 
Wissenschaftsminister genehmigt 
worden. Sie tritt nach Veröffentli­
chung im Ministerialblatt, womit in 
Kürze gerechnet wird, in Kraft. Al­
lerdings können sich Studenten, die 
jetzt immatrikuliert sind, im Hin­
blick auf das Vordiplom noch nach 
den alten Bestimmungen prüfen las­
sen. Die Studenten, die bereits das 
Vordiplom hinter sich haben, kön­
nen nach der alten Prüfungsordnung 
das Schlußexamen ablegen. Aller­
dings gelten diese Regelungen - auf 
Antrag - nur für die materiellen Prü­
fungsanforderungen und Zulas­
sungsvoraussetzungen. Die sich aus 
dem NHG ergebenden Verfahrens­
vorschriften - wie Zusammensetzung 
des Prüfungsausschusses, Öffentlich­
keit bei mündlichen Prüfungen, 
Zweitprüferregelungen - müssen 
schon ab Inkrafttreten der neuen 
Prüfungsordnung beachtet werden. 

Jura-Studiengang; 

Schwarzer 
Peter 
Wenn Wirklichkeit wird, was jetzt 
im regierungsnahen ,. rundblick" 
(25.5.) angedeutet ist, dann darf 
sich die Universität auf erhöhte 
Temperaturen im ohnehin schon 
heißen hochschulpolitischen Som­
mer vorbereiten. Nach dem „rund­
blick" wird in den Ministerien ernst­
haft überlegt, ob der Universität 
der von ihr gewünschte und seit 
Jahren umkämpfte Studiengang 
Jura unter der Bedingung bewilligt 
werden sollte, daß sie die Stellen 
dafür selbst erwirtschaftet. So rich­
tig ernst mag das wohl kaum einer 
nehmen. Aber in einer Zeit, in der 
Bildungspolitik allenfalls als ein 
notwendiges Übel betrachtet wird. 
ist eine solche Entscheidung denk­
bar geworden - zumindest als ein 
taktisches Spiel. Denn anders ist 
sie kaum zu bewerten. Wie sollte 
eine ohnehin schon mager ausge­
stattete und noch im Aufbau befind­
liche Universität wohl 59 Stellen 
für einen neuen Studiengang aus 
anderen Fächern abziehen können 
(und gleichzeitig auch noch für die 
Betriebstechnik in den neuen Ge­
bäuden aus dem eigenen Pool Stel­
len schaffen)? Die Landesregierung 
wird die Antwort wissen. Und so 
entpuppt sich dieses Planspiel mehr 
als Methode zur Vergabe des 
schwarzen Peters. Das Kabinett 
sagt prinzipiell Ja zu Jura, ohne die 
materielle Basis dafür zu schaffen 
und hält damit aber ein öffentlich 
gegebenes Versprechen „prinzi­
piell" ein. Der Universität bliebe 
die Arbeit, einer interessierten Öf­
fentlichkeit klar zu machen, daß sie 
diesen klassischen Stadiengang, 
der in Augen vieler die Universität 
erst zu einer solchen macht, unter 
diesen Bedingungen gar nicht ein­
richten kann. Ehe der schwarze Pe­
ter wieder abgegeben ist, dürfte viel 
Zelt ins Land gegangen sein, gh 

Zitate 

Sachunterricht 
als Studiengang 
beantragt 
Die Universität Oldenburg hat beim 
Wissenschaftsminister die Einrich­
tung eines Studienganges Sachunter­
richt für Grundschullehrer bean­
tragt. In dem Antrag heißt es dazu, 
die Einführung dieses Studienganges 
bezwecke nicht, mehr Studenten für 
die Lehrerausbildung zu gewinnen. 
Sie ziele vielmehr darauf ab, daß der 
Bedarf in der Grundschule an qualifi­
zierten Sachunterrichtslehrern ange­
messen befriedigt werden könne. 
Daß gegenwärtig Lehrerstellen an 
Grundschulen nicht ausgeschrieben 
seien, dürfe nicht zu dem Trugschluß 
führen, daß keine Ausbildung für 
diesen Bereich erforderlich sei. Ange­
sichts der steigenden Geburtenziffern 
müsse davon ausgegangen werden, 
daß schon in fünf bis sechs Jahren die 
Grundschulen erheblich erweitert 
werden müßten. Das Fach Sachun­
terricht ist neben Deutsch und Ma­
thematik eines der drei Wahlpflicht­
fächer in der Ausbildung der Grund­
schullehrer, nach den Planungen des 
Kultusministers, auch der Sonder-
schullehrer. 

Befürchtungen, mit der Einrichtung 
zusätzlicher Ausbildungsplätze für 
Jura-Studenten würden dauerhaft 
arbeitslose Juristen produziert, sind 
nach Ansicht des niedersächsischen 
Wissenschal tsm in isters J o h a n n -
Fönjes Gissens derzeit nicht gerecht­
fertigt. In Oldenburg sagte Cassens 
am Mittwochabend auf einer CDU-
Veranstaltung, man werde die im 
Wintersemester 1981/82 studieren­
den Juristen nicht vollzählig „unter­
bringen" können. Es sei jedoch nicht 
abzusehen, ob dieses „Überlaufen" 
von Dauer sei. Er halte es für falsch. 
voreilige Schlüsse zu ziehen und 
kurzf r i s t ige E r sche inungen zur 
Grundlage für mittel- und langfristi­
ge Entscheidungen in diesem Bereich 
ZU machen. 
(dpa vom 4.3.1982) 

Vor der Aufnahme eines Jurasiu-
diums haben am Wochenende in 
Hannover in einer gemeinsamen Er­
klärung der niedersächsische Justiz­
minister Hans-Dieter Schwind und 
der Vorsitzende des niedersächsi­
schen Anwalts- und Notarverbandes, 
der hannoversche Rechtsanwalt Ulri­
ch Stobbe, gewarnt. In der Erklärung 
heißt es, neuerdings gebe es arbeitslo­
se Juristen in größerer Zahl. Zudem 
sei nicht damit zu rechnen, daß die 
Zahl der Arbeitsplätze für Juristen 
zunehmen werde. Es zeichne sich ab. 
daß das Arbeitsplatzangebot mit Si­
cherheit im öffentlichen Dienst zu­
rückgehen werde. Voraussichtlich 
könnten in Zukunft nur noch etwa 
2000 Juristen jährlich einen Arbeit­
splatz finden. 
(Hannoversche Allgemeine v. 3.5.82) 

Schriftenreihe 

Neuer Band 
erschienen 
In der Schriftenreihe der Universität 
Oldenburg ist in diesen Tagen der 
sechste Band ausgeliefert worden. Er 
trägt den Titel: Bildungsforschung 
und Gesellschaftspolitik, wurde von 
dem Oldenburger Erziehungswissen­
schaftler Jost von Maydell herausge­
geben und ist Wolfgang Schulenberg 
zum 60. Geburtstag gewidmet. Der 
Herausgeber und die durch einen 
Beitrag in diesem Sammelband ver­
tretenen Oldenburger Kollegen über­
reichten den Band, der im Oldenbur­
ger Holzberg-Verlag erschienen ist, 
in einer kleinen Feierstunde an Wolf­
gang Schulenberg. 

Kolloquium 
über die 
„Metapher" 
Das Sprachwissenschaftliche Kollo­
quium über die Metapher, für das 
Professor Dr. Joseph Calbert (FB 2) 
verantwortlich zeichnet, lädt zu zwei 
weiteren Veranstaltungen in diesem 
Semester ein: Am Freitag, 18. Juni, 
14.00, hält Professor Dr. Klaus Gloy 
einen Vortrag zum Thema „Deu­
tungsschemata von Institutionen, 
Zur Pragmatik sozialer Topik". Eine 
Abschlußdiskussion über „Meta­
pher: Wirklichkeitsnähe oder Ent­
fremdung der Wissenschaft", wird 
am Freitag. 2. Juli, 14.00, von Profes­
sor Dr. Calbert geleitet. Alle Veran­
staltungen sind im Raum VG 406. 
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Daddelturniere Personalien • Personalien • Personalien 
Im Rahmen des Sport- und Kultur­
programms finden in diesem Seme­
ster wieder verschiedene „Daddeltur­
niere" s ta t t . Angesprochen sind 
solche Gruppen, die in erster Linie 
Spaß und Freude beim Austoben su­
chen. Neu in der Palette der „Daddel­
turniere" sind Tennis- und Wasser­
basketball. Entgegen den ausge­
druckten Terminen im Hochschul­
sportprogramm finden die Turniere 
an folgenden Tagen statt: 
• Fußball, Basketball, Tischtennis, 
am 16. Juni. Anmeldungen werden 
ab 14. Juni entgegengenommen. 
• Volleyball . Wasserbaske tba l l . 
Badminton, am 23. Juni. Anmeldun­
gen hierzu ab 21. Juni. 
• Tennis am 2. Juli. Anmeldungen 
hierzu ab 28. Juni. 
Interessenten erhalten weitere Infor­
mationen in der Geschäftsstelle 

Sportpsychologisches 
Symposium 
Am II. Juni findet um 9.00(RaumH 
6, Sporttrakt) ein sportpsychologi­
sches Symposium „Aggressives Ver­
halten im Sport" statt. Referenten 
aus der Universität Oldenburg, der 
Technischen Universität München 
und der Universität Saarbrücken 
werden sich im Rahmen der Ple­
numsveranstaltung am Vormittag 
mit den Themen „Messung der 
Aggressivität bei Kindern", „Aggres­
sion und Katharsis im Sport" und 
„Probleme bei der experimentellen 
Erfassung von Aggressivitätsabbau 
durch Sport" auseinandersetzen. Am 
Nachmittag wird in zwei Arbeitskrei­
sen mit den Schwerpunkten „Sozial­
psychologische Determinanten 
aggressiven Verhaltens im Sport­
spiel" und „Kognittionspsychologi­
sche Aspekte: Aggression als Pro-
blemlöscverhalten" diskutiert. Kon­
taktadresse: Hermann Körndle(Tel.: 
04480/1251). 

Hochschulsport (Sport trakt) , Tel.: 
798-2085. 

Trommeln und 
Tanz aus Afrika 
Der Zentrale Aufgabenbereich 
Hochschulsport lädt am 3. und 4. Juli 
zu einem Workshop „Afrikanisches 
Trommeln und afrikanischer Tanz" 
mit Obi Addy (Tanz) und J.C. Com-
modore (Trommeln) ein. Vorkennt­
nisse werden für den Kurs nicht be­
nötigt. Die Veranstaltungszeiten sind 
am Sonnabend, 3. Juli, von 14.00 bis 
etwa 16.30 und von 17.00 bis etwa 
19.30. Am Sonntag beginnt das Pro­
gramm um 11.00. Der Beitrag beträgt 
40 Mark. Anmeldungen nimmt die 
Geschäftsstelle des Hochschulspor­
tes, Sporttrakt, Raum H 9 (Tel.: 798 
2085) entgegen. 

Habilitationen 
& Promotionen 

Klaus Klattenhoff, Erziehungswissen­
schaftler im Fachbereich 1 „Pädago­
gik" promovierte mit der Note „aus­
gezeichnet". Die Dissertation hatte 
das Thema „Öffentliche Kleinkinder­
ziehung. Zur Geschichte ihrer Bedin­
gungen und Konzepte in Olden­
burg". 
Dr. Steven F. Perry, Hochschulassi-
slent im Fachbereich 7 „Biologie", 
hält im Rahmen seines Habilitations­
verfahrens am 9. Juni, 16.00, Hörsaal 
F, einen Vortrag zum Thema „Ge­
schichte der funktionellen und ver­
gleichenden Anatomie der Wirbeltie­
re mit besonderer Berücksichtigung 
von G. Cuvier". 

Ausschreibung 
1/2 BAT-Vc-Stelle vom 22.8.82 bis 
21.8.85 (Wahl- und Förderungsange­
legenheiten). Bewerbungen an Perso­
nalabteilung bis 21.6.1982. 

Prof.Dr. W. Belschntr und Dr. Peter 
Kaiser, Fachbereich 5, beide als Psy­
chologen der Arbeitseinheit Gesund­
heitswesen tätig, besuchten bei einem 
mehrwöchigen Aufenthalt in den 
USA die Univcrsity of Illinois at Chi­
cago sowie die University of Hawaii 
at Manoa und die Stanford Universi­
ty. In diesen auf dem Gebiet der Ge­
meindepsychologie und der Präven­
tion psychischer Störungen wichti­
gen Forschungszentren hielten sie 
Vorträge über „Psychosoziale Unter­
stützung durch soziale Netze" und 
die „Mehr-Ebencn-Analyse von Le-
bensproblcmcn". 

Brigitte Bischoff, Promotionsstuden­
tin des Fachbereichs 7 „Biologie", hat 
in der Aprilausgabe der amerikani­
schen Fachzeitschrift „Ecotoxicolo-
gy and Environmental Safcty" einen 
Aufsatz über „Effects of Cadmium 
on Microorganismus" veröffentlicht. 
Der Aufsatz ging aus einer Examens­
arbeit hervor, die von Dr. L. Berthe-
Corti betreut wurde. 

Prof.Dr. Friedrich W. Busch, Erzie­
hungswissenschaftler im Fachbe­
reich 1, ist in den Kreis der Berater 
für Bildungsfragen in Europa des Eu­
roparates, Straßburg, berufen wor­
den. Busch vertritt in dieser Funktion 
zugleich auch die 'Vereinigung für 
Lehrerbildung in Europa (ATEE)', 
Brüssel, deren Präsident er ist. Busch 
selbst sieht in seiner Berufung erneut 
ein Zeichen dafür, daß die in Olden­
burg entwickelten und von ihm ins­
besondere in den Jahren 1976 bis 
1979 als Rektorstellvertreter und Vi­
zepräsident der Universität Olden­
burg mitbestimmten Gedanken und 
Erfahrungen zur Reform der Lehrer­
ausbildung weiterhin internationale 
Aufmerksamkeit finden. 
Professor Dr. Joachim Dyck, Fachbe­
reich 2 „Kommunikation/Ästhetik", 
hat den Ruf auf den Lehrstuhl „Ger­
manistik mit den Schwerpunkten Li­
teraturtheorie und literarische Re­

zeption" angenommen. Dyck stu­
dierte Germanistik und Romanistik 
an den Universitäten Göttingen, 
Münster, Kiel und Toulouse. Nach 
seiner Promotion 1965 war er Assi­
stent und Associated Professor an 
der University of Washington, Seatt­
le (USA), habilitierte sich 1969 im 
Fach Neuere deutsche Literaturge­
schichte an der Universität Freiburg 
und wurde dort 1970 zum Professor 
ernannt. Wiederholte Vortrags- und 
Forschungsreisen führten ihn in die 
USA, wo er 1976 auch als Max Kade 
Visiting Distinguished Professor an 
der University of Michigan, Ann Ar-
bor, lehrte. Außer Arbeiten zur Lite­
raturtheorie des 17. und 18. Jahrhun­
derts, zu Lessing, Goethe und Brecht 
liegt der Forschungsschwerpunkt auf 
historischer und moderner Rhetorik. 
Eine Bibliographie der deutschspra­
chigen Rhetorikforschung ist in Ar­
beit, außerdem der dritte Band des 
„Jahrbuchs Rhetorik", der einzigen 
wissenschaftlichen Fachzeitschrift 
für Rhetorik in der BRD. die Dyck 
zusammen mit Jens. Ueding u.a. her­
ausgibt. 

Professor Dr. Rainer Griibel, Hoch­
schullehrer im Fachbereich 2 „Kom­
munikation/Ästhetik" mit dem 
Fachgebiet „Russische Literatur und 
ihre Didaktik" hat einen Ruf an die 
Universität in Utrecht (Niederlande) 
angenommen. 

Prof.Dr. Ernst Hinrichs, Historiker 
im Fachbereich 3, hält auf einer Ta­
gung der Evangelischen Akademie 
Loccum vom 25. bis 27. Juni 1982 mit 
dem Thema „Die Regionalisierung 
der historisch-politischen Kultur -
Nahwelt und Geschichte im Rund­
funk" mit Historikern und Journali­
sten das Referat „Regionalgeschichte 
als Aufgabe und Möglichkeit der mo­
dernen Sozialgeschichte". 
Prof.Dr. Bernd Mütter, Historikerin! 
Fachbereich 3, hat am 5. Mai 1982 im 
Historischen Verein Münster einen 

Vortrag gehalten über „Geschichts­
wissenschaf t und Bi ldung . Zur 
Geschichte des Historischen Vereins 
in M ü n s t e r w ä h r e n d des 19. 
Jahrhunderts." 
Dr. Irene Witte wurde im Fachbe­
reich 7 „Biologie" zur Hochschulassi­
stentin ernannt. 
Dr. Brunhilde Arnold, Akademische 
Rätin im Zentrum für Wissenschaft­
liche Weiterbildung (ZWW) der Uni­
versität Oldenburg, referierte auf 
zum X. Kongreß des Internationalen 
Zentrums für soziale Gerontologie 
(CIGS), der unter der Schirmherr­
schaft der Vereinten Nationen Ende 
Mai in Deauville (Normandie) statt­
fand. 
Dr. Horst /.iliehen, Präsident der 
Universität, ist in das Kuratorium 
der neu gegründeten Initiative 
„Deutsche Umwelt-Stiftung" ge­
wählt worden. Dem Kuratorium ge­
hören u.a. Prof.Dr. Günther Altner, 
Peter Härtling, Helga Schuchard und 
Reinhard Überhorst an. 
Anna Ertl, Angestellte im Druckzen­
trum, ist nach mehr als zehnjähriger 
Tätigkeit wegen Erreichung der Al­
tersgrenze aus dem Dienst der Uni­
versität Oldenburg ausgeschieden. 
Insbesondere ehemalige PH-Ange­
hörige haben Frau Ertl, die als Frau 
des Haus- und Maschinenmeisters 
Rudolf Ertl mit vielen kleinen Hilfe­
stellungen jahrelang unentgeltlich 
zur Verfügung stand, in guter Erinne­
rung. 

Einstellung als 
wissenschaftliche Angestellte 
Dagmar Dorenbusch im Fachbereich 
4 für das Aufgabengebiet „Geogra­
phie und ihre Didaktik" 
Kaimund Hethey im Fachbereich 2 
für das Fachgebiet „Germanistik, Li­
teraturwissenschaft mit dem Schwer­
punkt Rhetorik" 
Khan Nguyen-Tien im Forschungs­
vorhaben „Suspensions- Reaktoren" 
(Prof. Dr. Deckwer, FB 9) 
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